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XVIII Vorwort

Vorwort zur dritten Auflage

Alles ist im Fluss
(Heraklit ca. 544-483 v. Christus)

Diese weise Erkenntnis des Philosophen Heraklit hat heute für das deutsche
Steuerrecht mehr Bedeutung als je zuvor. Der Steuergesetzgeber ist sehr bemüht,
mit seinen stetig wachsenden Änderungen eine Steueränderungsdynamik zu

entwickeln, der zu folgen es manchmal schwer ist. Das ist besonders auch für den
Autor eines Steuerfachbuches aufmunternd, wenn die bereits vorgenommenen
Änderungen nur für die Historie produziert worden sind. Wie sonst ist es erklärbar,
dass im Vergleich zur vorherigen Auflage über zwei Drittel des Buches gestrichen,
verändert oder neu geschrieben werden mussten. Andererseits wird aber gerade
durch diese Dynamik das Steuerrecht erst spannend.
Dieses Werk unternimmt den Versuch, durch die didaktische Aufbereitung als
Lehr- und Lernbuch den Leser bei der Einarbeitung in die Einkommensteuer-
problematik zu begleiten. Der interessierte Leser erhält zahlreiche Gelegenheiten,
seine Fähigkeiten auf diesem Gebiet zu testen und zu vervollkommnen. Er hat
weiterhin die Möglichkeit, sich im Selbststudium aktuelles Einkommensteuerwissen
anzueignen und dieses Werk als Begleiter für Lehrveranstaltungen zu nutzen.
Um dem Leser die komplexe Materie optimal aufzubereiten, wurden
Abprüfschemata und Übersichten zur Überprüfung und Wiederholung des
Wissens, sowie zahlreiche Beispiele für das Verständnis angeführt. Für eine
optimale Wissensvertiefung und Prüfungsvorbereitung hat der Verfasser
zusammen mit Frau Dipl.-Kff. Petra Sandner ein Arbeitsbuch zur Ergänzung des
Einkommensteuerbuches herausgegeben. Dieses untergliedert sich in Kontroll-
fragen zu allen Gebieten des Einkommensteuerrechts, wobei die Antworten in
diesem Buch nachgelesen werden können und einem großen Aufgabenteil, der
das Üben an praktischen Fällen ermöglicht und somit die Sicherheit gibt,
Sachverhalte zu erkennen und das Einkommensteuerrecht richtig anzuwenden.
Die ausführlichen Lösungen zum Aufgabenteil befinden sich im abschließenden
Teil des Arbeitsbuches.
Diese zwei Bücher stellen eine Verbindung zwischen der Wissensaneignung und
der Wissensanwendung dar und muntern zur kritischen Auseinandersetzung mit
der Einkommensteuermaterie auf. Das vorliegende Werk richtet sich jedoch nicht
nur als Lehr- und Lernbuch an Studierende, sondern auch an Auszubildende der
wirtschafts- und steuerberatenden Berufe sowie an interessierte Praktiker.
Der Inhalt des Buches basiert auf dem Stand der Gesetzgebung und der
Rechtsprechung bis 01. August 2004. Bis zum Redaktionsschluss wurde unter
anderem das Alterseinkünftegesetz (AltEinkG) vom 09. Juli 2004 mit in diese
aktualisierte und erweiterte Auflage eingearbeitet. Allein mit diesem Gesetz erfolgt
ab dem Veranlagungszeitraum 2005 eine völlige Neuorientierung der einkommen-
steuerlichen Behandlung von Altersvorsorgeaufwendungen und Altersbezügen, die
ausgehend von den steuerfreien Einnahmen, § 3 EStG sich über die Werbungs-
kosten, §9 a EStG, über den Sonderausgabenabzug der §§10, 10 a und
10 c EStG, weiter über die Einkunftsarten der § 19 und § 22 EStG bis hin zum

Altersentlastungsbetrag, § 24 a EStG erstrecken.
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1 Das Steuerrecht als Teil der Rechtsordnung 1

Erster Teil
Grundlagen des Einkommensteuerrechts

1 Das Steuerrecht als Teil der Rechtsordnung
Das Steuerrecht ist die Gesamtheit der Rechtsnormen unserer

Rechtsordnung, die
-

im weitesten Sinn
-

Steuern betreffen.
Diese begründen und regeln die Rechte und Pflichten im
Steuerrechtsverhältnis. Die Steuerberechtigten (Bund, Länder,
Gemeinden sowie steuerberechtigte Kirchen als Personen des
Öffentlichen Rechts) stehen als Inhaber der Ertrags- oder
Verwaltungshoheit dem Steuerpflichtigen (Person des privaten
Rechts) gegenüber.
Der in diesem Verhältnis wirksame Grundsatz der Über- und
Unterordnung klassifiziert das Steuerrecht als Öffentliches
Recht, welches die Beziehungen zwischen Bürgern und Staat
regelt. Der Bürger befindet sich als Steuerbürger in einem
Dauerrechtsverhältnis zum Staat.

Steuerrecht

Öffentliches
Recht

Als Teil des besonderen Verwaltungsrechts umfasst das
Steuerrecht einen sachlich eingegrenzten Bereich der
öffentlichen Verwaltung. Es bildet ein eigenständiges rechtliches
Subsystem mit einer eigenen, speziell ausgebildeten Verwaltung
und Gerichtsbarkeit. Das Steuerrecht verwendet eine eigene
Begrifflichkeit und hat spezielle Berufsbilder einschließlich eines
Berufsrechts hervorgebracht. Als öffentliches Finanzrecht hat
das Steuerrecht seine Grundlagen im Verfassungsrecht.

besonderes
Verwaltungs-
recht

Das allgemeine Steuerrecht beinhaltet neben den Grundlagen
der Steuerrechtsordnung, das Steuerverfahrensrecht und das
allgemeine Steuerschuldrecht. Das besondere Steuerrecht regelt
Steuerschuld und spezielle Verfahrensfragen der einzelnen
Steuerarten.

allgemeines u.
besonderes
Steuerrecht
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Rechtsordnung

Die nachfolgende Abbildung zeigt die Stellung des Steuerrechts
in der Rechtsordnung:

Rechtsordnung

öffentliches Recht Privatrecht

Verfassungsrecht Verwaltungsrecht

allgemeines
Verwaltungsrecht

besonderes
Verwaltungsrecht

Steuerrecht

2 Die Steuern im System öffentlicher Abgaben

institutioneller
und sozialer
Finanzbedarf

Die Gebietskörperschaften des öffentlichen Rechts (öffentlich-
rechtliche Gemeinwesen) haben in der Bundesrepublik
Deutschland im Interesse des Gemeinwohls eine Vielzahl von

Aufgaben zu erfüllen. Primär sind diese hoheitlicher Art, woraus

sich der institutionelle Finanzbedarf ergibt. Da der Staat in
hohem Maß auch im Sinne sozialer Sicherung in Anspruch
genommen wird, entsteht außerdem ein großer sozialer
Finanzbedarf. Die sich daraus ergebenden Abgabenlasten
werden zum beherrschenden Faktor der Wirtschaftsordnung.

öffentliche
Abgaben

Um sich die erforderlichen Einnahmen zu verschaffen, nutzt der
Staat neben der Erzielung von Erwerbseinkünften und der
Schuldenaufnahme die Möglichkeiten der Erhebung hoheitlicher
Abgaben, öffentliche Abgaben

-

im weitesten Sinn
-

sind alle
Geldleistungen, die der Staat zur Erzielung von Einnahmen kraft
Öffentlichen Rechts in Anspruch nehmen kann.
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Die folgende Abbildung zeigt die Stellung der Steuern im System
der öffentlichen Abgaben:

Öffentliche Abgaben

Steuern Gebühren Beiträge
Sonder-
abgaben

Den Steuern kommt aufgrund ihres Anteils von rund 75 Prozent
an den Einnahmen der öffentlichen Haushalte die größte
Bedeutung zu. Der moderne Staat wird deshalb als Steuerstaat
bezeichnet. Nur die Umverteilung finanzieller Mittel vom privaten
in den öffentlichen Bereich ermöglicht die hinreichende
Aufgabenerfüllung des Staates. Steuerstaat und Leistungsstaat
verhalten sich komplementär zueinander, da die vom Bürger
beanspruchten Leistungen des Staates vorrangig durch deren
Steuern finanziert werden.

Steuerstaat

Die große haushaltsmäßige Bedeutung des Steueraufkommens
(Summe aller Steuereinnahmen in einem Kalenderjahr) lässt
sich an der volkswirtschaftlichen Steuerquote der Bundes-
republik Deutschland (prozentualer Anteil der jährlichen
Steuereinnahmen am Bruttonationaleinkommen) ersehen.
In der nachfolgenden Tabelle sind die Verhältnisse der Jahre
1960-2003 aufgeführt:

Steuer-
aufkommen

volkswirt-
schaftliche
Steuerquote

Jahr Bruttonational
-einkommen

Mrd.€

Steuer-
einnahmen

Mrd.€

Finanz-
statistische
Steuerquote

Prozent

Abgaben-
quote

Prozent
1960
1970
1980
1990
2000
2002
2003

2.020,29
2.108,83

2.118.151

35,0
78,8

186,6
281,0
467,3
441,7
442,2

22,6
22,4
24,3
22,7
23,0
20,9
20,9

32,2
33,5
39,7
38,0
40,6
38,4
38,5

Quelle: Statistisches Bundesamt, BMF: Monatsbericht 05.2004

Stand: 05.2004.
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Steuern Der Begriff der Steuern ist in § 3 Abs. 1 AO definiert:

Steuern sind Geldleistungen, die nicht eine Gegenleistung für
eine besondere Leistung darstellen und von einem öffentlich-
rechtlichen Gemeinwesen zur Erzielung von Einnahmen allen
auferlegt werden, bei denen der Tatbestand zutrifft, an den das
Gesetz die Leistungspflicht knüpft; die Erzielung von Einnahmen
kann Nebenzweck sein.

Wesensmerk-
male der Steuer

Geldleistungen

Folgende Wesensmerkmale charakterisieren die Steuer:

• Geldleistungen
Steuern sind monetäre Größen, die Liquiditätsabfluss
verursachen. Sach- oder Dienstleistungen kommen nicht in
Betracht.

keine Gegen-
leistung

keine Gegenleistung für eine besondere Leistung
Es besteht kein Zusammenhang zwischen Steuerpflicht und
-höhe und den Leistungen, die der einzelne Bürger vom

Gemeinwesen empfangen hat. Ein Anspruch kann deshalb
nicht abgeleitet werden.

öffentlich-
rechtliches
Gemeinwesen

Zwangsabgaben

Erhebung von einem öffentlich-rechtlichen Gemeinwesen
Die Gebietskörperschaften - Bund, Länder und Gemeinden -

sowie die als öffentlich-rechtliche Körperschaften aner-

kannten Religionsgemeinschaften sind ausschließlich zur

Erhebung von Steuern ermächtigt. Insoweit stellen Steuern
Zwangsabgaben dar, die kraft staatlicher Finanzhoheit
erhoben werden.

keine Zweck-
bindung der
Einnahmen

Leistungspflicht

Erzielung von Einnahmen
Steuern dienen primär zur Deckung des gesamten
öffentlichen Finanzbedarfs. Eine konkrete Zweckbindung
besteht nicht.

Leistungspflicht bei Tatbestandsmäßigkeit
Wenn der jeweilige gesetzlich geregelte Tatbestand zutrifft,
entstehen Steuern, die bei allen Betroffenen zwingend zu

erheben sind.

Nebenzweck . Steuereinnahmen als Nebenzweck zur Erreichung außer-
fiskalischer Zwecke
Die Einnahmenerzielung kann Haupt- oder Nebenzweck der
Steuern sein. Neben der Finanzierungsfunktion können
außerfiskalische Zwecke verfolgt werden. Die Steuern
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erhalten Ordnungs- und Lenkungsfunktion, wie bspw. in der
Wirtschafts- oder Sozialpolitik. Sozialpolitische Ziele können
bspw. die Vermögensbildung bei Arbeitnehmern sein. Zu den
wirtschaftspolitischen Zielen zählen u.a. auch die Förderung
strukturschwacher Regionen.

Gebühren, Beiträge, Sonderabgaben und steuerliche Neben- Kausalabgaben
leistungen erfüllen diese Merkmale nicht, da sie auf einem
besonderen Verpflichtungsgrund beruhen. Es handelt sich um

sog. Kausalabgaben.

 Gebühren sind Entgelte für eine bestimmte, öffentliche Gebühren

Leistung. Im Gegenleistungsverhältnis sollen die Ein-
nahmen die zurechenbaren Kosten decken. Zu unter-
scheiden sind:

Verwaltungsgebühren für die Inanspruchnahme
bestimmter Amtshandlungen (z.B. für die Ausstellung
eines Personal-ausweises oder für die Erteilung einer
Baugenehmigung),
Benutzungsgebühren für die Benutzung einer
öffentlichen Anstalt oder Einrichtung (z.B.
Rundfunkgebühren, Müllabfuhrgebühren oder
Nutzungsgebühr eines öffent-lichen Schwimmbades),
Verleihunqsqebühren für die Verleihung bestimmter
Nutzungsrechte an private Wirtschaftssubjekte (z.B.
Erhebung von Konzessionsabgaben)

 Beiträge sind Entgelte für angebotene öffentliche Beiträge
Leistungen. Die Gegenleistung muss nicht zwingend
erbracht werden, die Möglichkeit der Inanspruchnahme
reicht aus (z.B. Sozialversicherungsbeiträge der Arbeit-
nehmer, Kurtaxen u. Fremdenverkehrsbeiträge).

 Sonderabgaben werden wie Steuern ohne Rücksicht auf Sonderabgaben
eine Gegenleistung erhoben, jedoch fließt ihr Aufkommen
nicht in den allgemeinen Staatshaushalt, sondern in
Sonderfonds oder -vermögen (parafiskalische Abgaben).
Sie haben entweder Finanzierungs- oder Lenkungsfunktion
(z.B. die bis 1996 erhobene Ausgleichsabgabe zur

Sicherung des Steinkohleeinsatzes
-

der sog. Kohle-
pfennig).
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steuerliche Definitionsgemäli von den Steuern zu unterscheiden sind die
Nebenleistungen steuer|jcnen Nebenleistungen. Hierbei handelt es sich um

steuerliche Zwangsmittel zur Durchsetzung des Steueran-
spruchs. Mittels monetärer Sanktionen soll beim Steuer-
pflichtigen ein bestimmtes Verhalten erzwungen werden.

Steuerliche Nebenleistungen sind gemäß § 3 Abs. 4 AO:

Verspätungs-  Verspätunqszuschläqe (§ 152 AO)
Zuschlag gel njcnt ocjer njcnt rechtzeitig erfolgter Abgabe einer

Steuererklärung kann ein Verspätungszuschlag erhoben
werden.

Zinsen • Zinsen (§§ 233 bis 237 AO)
Die AO nennt die Verzinsung von Steuernachforderungen
und Steuererstattungen (§ 233 a AO), Stundungszinsen
(§ 234 AO), Hinterziehungszinsen (§ 235 AO), Prozess-
zinsen auf Erstattungsbeträge (§ 236 AO) und Zinsen bei
Aussetzung der Vollziehung (§ 237 AO).

Säumniszuschlag . Säumniszuschläge (§ 240 AO)
Wird die festgesetzte, geschuldete Steuer nicht rechtzeitig
entrichtet, ist ein Säumniszuschlag zu zahlen.

Zwangsgeld . Zwangsqeld (§ 329 AO)
Zwangsgeld ist eine Form des Zwangsmittels, das bis zu

maximal 25.000 Euro zur Durchsetzung einer Handlung,
Duldung oder Unterlassung, z.B. zur Erzwingung der
Abgabe einer Steuererklärung, eingesetzt werden kann.

besondere
Verwaltungs-
kosten

Pfändungs-
gebühren

Verwertungs-
gebühren

Kosten für die besondere Inanspruchnahme der Finanz-
verwaltung (§ 178, §§ 337-345 AO)
Hierzu gehören kostenpflichtige Amtshandlungen der Zoll-
behörden (§ 178 AO) und verschiedene Gebühren des Voll-
streckungsverfahrens wie Kosten der Vollstreckung (§ 337
AO). Im einzelnen können im Vollstreckungsverfahren Pfän-
dungsgebühren (§ 339 AO), Wegnahmegebühren (§ 340 A0)
für die Wegnahme beweglicher Sachen einschließlich
Urkunden (Kosten des Gerichtsvollziehers), Verwertungs-
gebühren (§ 341 A0) wie bspw. Kosten einer Versteigerung
durch das Finanzamt oder sonstige Kosten der Verwertung



3 Die Gliederung der Steuern 7

von Gegenständen, Auslagen (§ 344 AO) wie Kosten für Auslagen
Zustellungen durch die Post oder Entschädigungszahlungen
an Zeugen sowie Reisekosten und Aufwandsentschä-
digungen (§ 345 AO) der Vollziehungsbeamten.

3 Die Gliederung der Steuern

Der Finanzierungsbedarf des öffentlich-rechtlichen Gemein-
wesens lässt sich nicht durch eine einzige Steuerart decken. Die
Gesamtheit aller Steuern bildet das Steuersystem eines Staates. Steuersystem
Die Bundesrepublik Deutschland verfügt mit ihren derzeit rund
40 Einzelsteuern über ein historisch gewachsenes Steuersystem
ohne geordnete Grundstruktur. Die einzelnen Steuerarten tragen
in sehr unterschiedlichem Maße zum Steueraufkommen bei.
Die Finanzverfassung der Bundesrepublik Deutschland ist in den Finanz-
Art. 104 a

-

115 GG (GG der Bundesrepublik Deutschland vom Verfassung
23.05.1949, BGBl S. 1 mit späteren Änderungen) zu finden. Hier
werden die finanziellen Kompetenzen des Bundes und der
Länder bezüglich Steuergesetzgebung (Art. 105 GG), Steuerver-
waltung (Art. 108 GG) und Ertragshoheit (Art. 106 u. 107 GG)
festgelegt.
Nachfolgend soll das Steuersystem nach einigen wesentlichen
Unterscheidungsmerkmalen gegliedert werden.

3.1 Gliederung nach der Gesetzgebungshoheit

Bezüglich der Steuergesetzgebungskompetenz ist im Grund- Grundgesetz
gesetz folgendes festgelegt:

• ausschließliche Gesetzgebungshoheit des Bundes
Die Steuergesetzgebungshoheiten des Bundes und der
Länder sind in Art. 105 GG geregelt. Dies ist eine
Spezialregelung zu den allgemeinen Zuständigkeitsvor-
schriften in den Art. 70 ff. GG. Der Bund hat nach
Art. 105 Abs. 1 GG die ausschließliche Gesetzgebungs-
kompetenz über die Zölle und Finanzmonopole. Die Länder
können auf diesem Gebiet nur Gesetze erlassen, wenn sie
der Bund dazu ermächtigt.

ausschließliche
Gesetz-
gebungshoheit
des Bundes
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konkurrierende
Gesetzgebungs-
hoheit des
Bundes

konkurrierende Gesetzgebungshoheit des Bundes
Gemäß Art. 105 Abs. 2 GG hat der Bund die konkurrierende
Gesetzgebung über die übrigen Steuern, wenn ihm das
Aufkommen dieser Steuern ganz oder teilweise zusteht
(Art. 106 GG) oder wenn die Voraussetzungen des
Art. 72 Abs. 2 GG vorliegen. Da rund 70 Prozent der Steuer-
einnahmen sogenannte Gemeinschaftsteuern sind, besitzt
der Bund einen weitreichenden Regelungsvorbehalt.

Gesetzgebungs-
hoheit der
Länder

ausschließliche Gesetzgebungshoheit der Länder
Gemäß Art 105 Abs. 2 a GG haben die Länder die aus-
schließliche Befugnis zur Gesetzgebung über die örtlichen
Verbrauch- und Aufwandsteuern, solange und soweit diese
nicht bundesgesetzlich geregelten Steuern gleichartig sind.

Steuerfindungs-
recht der
Gemeinden

Steuertlndungsrecht der Gemeinden
Die Gemeinden besitzen keine originäre, verfassungsrecht-
lich verankerte Besteuerungsbefugnis. Die Landesgesetz-
geber räumen den Gemeinden eine derivative Befugnis zur

Steuererhebung durch teilweise Übertragung ihrer Besteu-
erungsrechte an die Gemeinden ein. Diese erlassen Satz-
ungen, ein Gesetzgebungsrecht besteht jedoch nicht.

3.2 Gliederung nach der Ertragshoheit

Ertragshoheit Die Steuerertragshoheit ist nicht mit der Gesetzgebungshoheit
identisch. In den Art. 106 und 107 GG wird die Verteilung des

Steuergläubiger Steueraufkommens gesondert behandelt. Steuergläubiger sind
die öffentlich-rechtlichen Gemeinwesen, denen das jeweilige
Steueraufkommen durch Gesetz allein oder gemeinschaftlich
zusteht. Im Verteilungsverfahren ist zwischen vertikalem und
horizontalem Finanzausgleich zu unterscheiden.

vertikaler • Der vertikale Finanzausgleich des Art. 106 GG ist
Finanzausgleich em abschließendes und zwingendes Verteilungssystem

zwischen den Gebietskörperschaften. Der Ertrag der Finanz-
monopole und Steuern, die dem Bund zustehen, ist in
Art. 106 Abs. 1 GG benannt und das Aufkommen der
Steuern, die den Ländern zustehen, in Art. 106 Abs. 2 GG.

Trennsystem Hierbei handelt es sich um ein Trennsystem, da es für jede
Steuerart nur einen Steuergläubiger gibt (Trennsteuern). Das
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komplizierte, in Art. 106 Abs. 3
-

9 GG festgelegte Verbund- Verbundsystem
system regelt die Verteilung der Steuerarten, für die es
mehrere Steuergläubiger gibt (Gemeinschaftsteuern). Die
unterschiedliche Verteilung der Steuereinnahmen auf Bund,
Länder und Gemeinden ergibt sich aus der Aufgaben-
verteilung. So stehen dem Bund vor allem die Mineral-
ölsteuer und ein Großteil des Steueraufkommens aus den
Verbrauchsteuern zu. Während den Ländern insbesondere
die Steueraufkommen über die Biersteuer, die Erbschaft-
steuer u.a. zugewiesen wurden, können die Gemeinden über
das Aufkommen der Realsteuern wie bspw. der Grundsteuer
und die örtlichen Verbrauchsteuern verfügen. Von Bedeutung
ist hierbei, dass die Gemeinden innerhalb einer vorge-
gebenen Bandbreite die Höhe der Gewerbeertragsteuer und
der Grundsteuer durch die Festlegung von sogenannten
Hebesätzen eigenständig festlegen können. Mit dieser Mög- Hebesatz
lichkeit wird der Grundsatz einer einheitlichen Steuerbe-
lastung im Bundesgebiet durchbrochen.

Mineralölsteuer

Biersteuer
Erbschaftsteuer

horizontaler
Finanzausgleich

Länderfinanz-
ausgleich

Der horizontale Finanzausgleich des Art. 107 Abs. 2 GG
soll gewährleisten, dass jedem einzelnen Bundesland die
finanziellen Mittel zur Verfügung stehen, die es benötigt, um

seine Aufgaben zu erfüllen. Durch Ausgleichszahlungen
zwischen den Ländern soll die Finanzkraft der Länder auf ein
vergleichbares Niveau gebracht werden. Die Finanzkraft der
Bundesländer ist sehr verschieden und hat seine Ursachen
primär in den unterschiedlichen Wirtschaftsstrukturen. Auf
der anderen Seite ist der Finanzbedarf in Ländern mit
Ballungsräumen höher als in ländlichen Regionen. Die
finanzstarken Länder werden zu Ausgleichszahlern und die Ausgleichszahler
finanzschwachen Länder zu Ausgleichsempfängern. Mit dem
Länderfinanzausgleich soll nach der horizontalen Steuerver-
teilung die unterschiedliche Finanzkraft der Bundesländer
angemessen ausgeglichen werden. Durch die Zahlungen der
Länder mit starker Finanzkraft werden die Länder mit
schwacher Finanzkraft über 95 Prozent und mehr des
Länderdurchschnitts angehoben.2

Ausgleichs-
empfänger

Näheres regelt das .Gesetz über den Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern
(Finanzausgleichsgesetz

-

FAG)" vom 23. Juni 1993 (BGBl. I S. 944/977) mit späteren
Änderungen. Zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes
über die Errichtung eines Fonds „Deutsche Einheit" und des Gesetzes über den
Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern vom 21. Dezember 2000. BGBl I S. 1917 sowie
dem Solidaritätsgesetz v. 20.12.2001. reformiert auf den Grundzügen der Entschließungen
des Deutschen Bundestages v. 05.07.2001 (Bundesdrucksache 14/6577) und des
Bundesrates v. 13.07.2001 (Bundesratsdrucksache 485/01).
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Ergänzungs-
zuweisungen

Bundes-
ergänzungs-
zuweisungen

Die Ergänzungszuweisungen des Bundes gemäß Art. 107
Abs. 2 Satz 3 GG stellen die dritte Stufe des bundesstaat-
lichen Finanzausgleichssystems dar und werden leistungs-
schwachen Ländern vom Bund zur weiteren Deckung ihres
Finanzbedarfes gewährt. Davon profitieren am meisten die
neuen Bundesländer. Diese Zahlungen erfolgen im Er-
messen des Bundes an die Länder als Bundes-
ergänzungszuweisungen sowie als Sonderbedarfs-
Bundesergänzungszuweisungen an die leistungsschwachen
Bundesländer. Bundesergänzungszuweisungen erhalten nur

noch diejenigen finanzschwachen Länder, deren Finanzkraft
nach dem Länderfinanzausgleich unter 99,5 v.H. statt wie
bisher 100 v.H. der Finanzkraft der Ländergesamtheit liegt.
Die neuen Länder werden auf absehbare Zeit die
solidarische Unterstützung des Bundes und der alten Länder
in Anspruch nehmen müssen. So wurde der bundes-
staatliche Finanzausgleich derart geregelt, dass die neuen
Länder und Berlin im Rahmen der Fortführung des
Solidarpaktes für die Jahre bis 2019 Sonderbedarfs-
Bundesergänzungszuweisungen mit einem Volumen von

insgesamt 105,3 Mrd. Euro erhalten. Die neuen Länder
müssen aber regelmäßig über die Verwendung der Mittel
berichten.

Mit der Neufassung des Finanzausgleichsgesetz ab 01. Januar
2005 im Solidarpaktfortführungsgesetz wird der bundesstaatliche

Finanzaus- Finanzausgleich auf eine langfristig konzipierte Grundlage
gleichsgesetz gestellt. Damit wurde der Entscheidung des Bundes-

verfassungsgerichts vom 11. November 1999 (BVerfGE101,
158 ff.) entsprochen, den Gesetzgeber zu verpflichten, das alte
Finanzausgleichsgesetz auf den Prüfstand zu stellen. Für die
Ausformung der Maßstäbe hatte das BVerfG grundlegende
Leitlinien vorgegeben, ein neues Maßstäbegesetz zu

verabschieden. Auf der Grundlage des im Sommer 2001
Maßstäbegesetz verabschiedeten Maßstäbegesetz, das auf der ersten Stufe die

Finanzverfassung durch allgemeine Maßstäbe konkretisiert,
regelt das neue Finanzausgleichsgesetz auf der abschließenden
zweiten Stufe die detaillierten Verteilungs- und Ausgleichsfolgen.

Die nachfolgende Abbildung zeigt die Gliederung der Steuern
nach der Ertragshoheit:
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Steueraufkommen Steuerauf-
kommen

Ertragshoheit
einer

Gebietskörperschaft

1
Ertragshoheit

mehrerer
Gebietskörperschaften

Bundessteuern M Gemeinschaftsteuern

Landessteuern

M Gemeindesteuern

Gemeinschaftsteuern sind die Lohn- und Einkommen- Gemeinschaft-
steuer, die Kapitalertragsteuer, der Zinsabschlag, die steuern

Körperschaftsteuer und die Umsatzsteuer.

Bundessteuern sind bspw. die Mineralölsteuer, Tabak- Bundessteuern

Steuer, Kaffeesteuer, Branntweinabgabe, Schaumwein-
steuer, Versicherungsteuer und der Solidaritätszuschlag.

Landessteuern sind bspw. die Biersteuer, Erbschaftsteuer, Landessteuern
Kfz-Steuer, Grunderwerbsteuer (Länderanteil), Lotterie-
steuer, Spielbankabgabe und die bis 31.12.1996 erhobene
Vermögensteuer.

Gemeindesteuern sind die Gewerbesteuer, Grundsteuer, Gemeinde-
Grunderwerbsteuer (Gemeindeanteil) und kleinere eigene steuern

Steuern wie z.B. die Hundesteuer, Getränke- und
Vergnügungssteuer, die Jagd- und Fischereisteuer sowie
die Zweitwohnungsteuer.

Rund 70 Prozent des gesamten Steueraufkommens in
Deutschland sind Gemeinschaftsteuern, d.h. die Steuerein-
nahmen stehen anteilig dem Bund, den Ländern und den
Gemeinden zu. Nur 30 Prozent des Steueraufkommens sind
reine Bundes-, Landes- oder Gemeindesteuern. Die Gemein-
schaftsteuern wurden durch die Finanzreform 1969 mit der Finanzreform

Schaffung eines großen Steuerverbundes verfassungsrechtlich
verankert. So sind Bund und Länder an der Einkommen- und
Körperschaftsteuer je zur Hälfte beteiligt, wobei ein Teil den
Gemeinden zufließt, andererseits Bund und Länder wiederum
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über eine Umlage an der Gewerbeertragsteuer der Gemeinden
beteiligt sind. Bei der Umsatzsteuer werden die Anteile von Bund
und Ländern entsprechend ihrer Finanzentwicklung in
mehrjährigen Abständen durch Bundesgesetz, das der
Zustimmung des Bundesrates bedarf, neu geregelt, wobei die
Aufteilung der Gemeinschaftsteuern, insbesondere bei der
Umsatzsteuer meistens sehr umstritten ist.

Aufkommen der
stärksten
Steuerarten

Die Tabelle zeigt die aufkommenstärksten Steuern mit den
jeweiligen Beträgen für die Kalenderjahre 2001 bis 2003:

Steuerart Steueraufkommen 2001-2003
in Mrd. Euro

2001 2002 2003
Lohnsteuer 132,626 132,189 133,090
Umsatzsteuer 138,935 138,195 136,995
Mineralölsteuer 40,690 42,192 43,187
Gewerbesteuer 24,533 23,489 24,138
Körperschaftsteuer -0,426 2,864 8,275
Solidaritätszuschlag 11,069= 10,403 10,280
Tabaksteuer 12,072 13,778 14,093
Grundsteuer 9,076 9,261 9,657
Versicherungssteuer 7,427 8,326 8,869
Kfz-Steuer 8,376 7,591 7,335
Kapitalertragsteuer
Einkommensteuer'

29,846 22,501 16,633
8,771 7,540 4,568

Vermögensteuer 0,291 0,238 0,229
übrige Steuern/Zölle 22,961 23,137 24,889
Gesamtaufkommen 446,247 441,704 442,238

Quelle: BMF, Datensammlung zur Steuerpolitik Februar 2003, Steuern von A-Z August 2004;
www. bundesfmanzministerium. de/Anlage25600/Steuereinnahmen-nach~Steuerarten-2002_2003.pdf, 19.07.2004

Die Verteilung des Aufkommens der Gemeinschaftsteuern ist
grundsätzlich in Art. 106 Abs. 3 GG geregelt. Die Besonder-
heiten für die Verteilung der Einkommensteuer legt § 1
Gemeindefinanzreformgesetz8 fest und für die Umsatzsteuer
§ 1 Abs. 1 Finanzausgleichsgesetz (FAG).

Nach Erstattungen durch das Bundesamtes für Finanzen.
Inkl. Solidaritätszuschlag zur Pauschatsteuer für Mini-Jobs.
Ab 1991 auch Ergänzungsabgabe/globale Steuern 1990.
Ab 1993 einschl. Zinsabschlag.
Nach Erstattungen durch das Bundesamtes für Finanzen.
Gesetz zur Neuordnung der Gemeindefinanzen i.d.F.v. 6. Februar 1995, BGBl I S. 189 mit
späteren Änderungen.
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Die nachfolgende Übersicht zeigt den Verteilungsschlüssel der Verteilung der
Gemeinschaftsteuern im Jahr 2003: Gemeinschaft-

steuern

Steuerart
Einkommensteuer
• Lohnsteuer und

veranlagte ESt

Zinsabschlag
Körperschaftsteuer
Umsatzsteuer

Gebietskörperschaften
Bund

42,5 %

44,0 %

50,0 %
51,4%

Länder Gemeinden

42,5 %

44,0 %
50,0 %
46,5 %

15,0 %

12,0 %

2,1 %
Quelle : BMF, Monatsbericht 02.2004

Unter Berücksichtigung aller Steuereinnahmen der Gebiets-
körperschaften ergibt sich folgende zahlenmäßige Verteilung:

Steuereinnahmen in Mrd. Euro 2000 2001 2002 2003
Bund 198,790 193,767 192,051 191,943
Länder 189,492 178,690 178,552 177,577
Gemeinden 57,136 54,059 52,542 51,788
EU 21,832 19,731 18,559 20,926
Summe 467,252 446,247 441,704 442,233

Quelle: BMF, Steuern von A-Z, August 2003, Monatsbericht 05.2004,
www.bundesfinan2ministerium.de/Anlage24314/Anlage-1-Schaetzergebnisse-des-Arbeitskreises-
Steuerschatzungen .pdf

Nachfolgend werden die Steuerschätzungen für die Jahre 2004 Schätzung der

bis 2007 dargestellt.

Steuereinnahmen in Mrd. Euro
geschätzt

2004 2005 2006 2007

Bund 188,883 194,182 201,506 209,299
Länder 180,766 181,094 188,974 196,884
Gemeinden 54,016 55,238 58,822 61,836
EU 20,100 23,000 24,400 25,000
Summe 443,763 463,514 473,702 493,018

Quelle: www.bundesrinanzministerium.de/Anlage24314/Anlage-1 -Schaetzergebnisse-des-
Arbeitskreises-Steuerschatzungen.pdf
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3.3 Gliederung nach der Verwaltungshoheit

Verwaltungs-
hoheit

Finanzver-
waltung

Die Steuerverwaltungshoheit ist in Art. 108 GG und im „Gesetz
über die Finanzverwaltung" (FVG vom 30. August 1971, BGBl. I
S. 1426 mit späteren Änderungen) geregelt. Zölle, Finanz-
monopole, die bundesgesetzlich geregelten Verbrauchsteuern
einschließlich der Einfuhrumsatzsteuer und die Abgaben im
Rahmen der Europäischen Gemeinschaften werden durch die
Bundesfinanzbehörden verwaltet. Die übrigen Steuern werden
durch die Landesfinanzbehörden verwaltet. Eine Ausnahme
stellen diejenigen Steuern dar, die ganz oder zum Teil dem Bund
zufließen. Sie werden gemäß Art. 108 Abs. 3 GG von den
Landesfinanzbehörden im Auftrag des Bundes verwaltet. Die
den Landesfinanzbehörden zustehende Verwaltung der ihnen
allein zufließenden Steuern kann den Gemeinden ganz oder
zum Teil übertragen werden (Art. 108 Abs. 4 GG).

Bundes-
ministerium der
Finanzen

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) wird im Rahmen
der vom Bundeskanzler festgelegten politischen Richtlinien vom

Bundesminister der Finanzen geleitet. Ihm zur Seite gestellt sind
zwei parlamentarische und zwei verbeamtete Staatssekretäre,
denen die Zentralabteilung und die neun Fachabteilungen des
BMF unterstehen.

Oberfinanz-
direktionen

Die Oberfinanzdirektionen (OFD) leiten die Finanzverwaltung
des Bundes und des Landes in ihrem Bezirk (§ 8 FVG).
Organisatorisch wird eine OFD in eine Bundes- und eine
Landesabteilung gegliedert. Derzeit gibt es 21 Oberfinanzdirekti-
onen, die jeweils von einem Oberfinanzpräsidenten geleitet
werden (§ 9 FVG).

Finanzamt
Den häufigsten Kontakt haben die Bürger meist zu den örtlichen
Behörden der Landesfinanzverwaltung, den Finanzämtern, da
diese die aufkommenstarken Steuerarten (z.B. Einkommen-
steuer, Umsatzsteuer, Körperschaftsteuer) verwalten. Ein
Finanzamt (FA) gliedert sich in verschiedene Sachgebiete und
diese wiederum in Arbeitsgebiete. Es wird von einem Vorsteher
geleitet.

Gemeinde-
finanzbehörden

Als Gemeindefinanzbehörden verwalten die Steuerämter der
Städte und Gemeinden (Gemeindeverbände) insbesondere die
Getränkesteuer, Vergnügungssteuer, Schankerlaubnissteuer
und Hundesteuer sowie gemeinsam mit den Finanzämtern die
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Grundsteuer und die Gewerbesteuer entsprechend der jewei-
ligen Kommunalverwaltungsgesetze der Länder.

Die Abbildung zeigt die vierstufige Gliederung der Finanz-
verwaltung:

Finanzverwaltung

Bundesfinanzbehörden Landesfinanzbehörden

Bundes- und
Landesfinanz-
behörden

Bundesminister
der Finanzen

Bundesschuldenverwaltung
Bundesmonopolverwaltung

für Branntwein
Bundesamt für Finanzen

Zollkriminalamt
Bundesamt zur Regelung
offener Vermögensfragen
Bundesaufsichtsämter für

das Kreditwesen,
Versicherungswesen und
für den Wertpapierhandel

Finanzminister
(-Senatoren) der Länder

Rechenzentren

oberste Behörde

Oberbehörden

Oberfinanzdirektionen

Hauptzollämter einschließ-
lich ihrer Dienststellen
Zollfahndungsämter

Bundesvermögensämter
Bundesforstämter

Finanzämter

Mittelbehörde

Örtliche
Behörden

3.4 Gliederung nach dem Steuerobjekt

Nach dem Steuerobjekt (Steuergegenstand) lassen sich die Steuerobjekt
Steuern einerseits in Besitz- und Verkehrsteuern und
andererseits in Zölle und Verbrauchsteuern einteilen. Diese
Einteilung ist verwaltungsorganisatorischer Art. Auf der unteren
Verwaltungsebene werden die Besitz- und Verkehrsteuern von

den Finanzämtern und die Zölle und Verbrauchsteuern von den
Hauptzollämtern verwaltet.
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Besitzsteuern

Personensteuern
Realsteuern

Gegenstand von Besitzsteuern sind ein vorhandenes Vermögen,
die daraus fließenden Erträge oder ein zufließender Besitz
(Einkommen). Knüpft die Steuerpflicht an die persönlichen
Verhältnisse und die Leistungsfähigkeit einer Person an, handelt
es sich um eine Personensteuer. Bezieht sie sich davon
unabhängig auf eine Sache, so liegt eine Realsteuer (Objekt-
steuer, Sachsteuer) vor.

Verkehrsteuern Gegenstand von Verkehrsteuern sind Vorgänge des rechtlichen
oder wirtschaftlichen Verkehrs. Der Verkehrsakt unterliegt der
Besteuerung. Ist dieser allgemeiner Art, wird Umsatzsteuer
(allgemeine Verkehrsteuer) erhoben. Bei ausgewählten Vor-
gängen des Wirtschaftsverkehrs fallen besondere Verkehr-
steuern an.

Zölle Zölle sind Steuern, die bei Import oder Export von Gegen-
ständen anfallen. Hierbei kommt den Einfuhrzöllen die größere
Bedeutung zu.

Verbrauchsteuern Gegenstand von Verbrauchsteuern ist der Verbrauch be-
stimmter Waren. Der Verbrauchsvorgang wird unabhängig vom

Verbraucher besteuert.

Steuern nach dem Die Abbildung zeigt die Gliederung der Steuern nach dem
Steuerobjekt Steuerobjekt:

Steuern

Besitz- und Verkehrsteuern Verbrauchsteuern und Zölle

Besitzsteuern

Personen-
steuern

Real-
steuern

Verkehrsteuern Verbrauchsteuern Zölle

ESt
KSt
VSt

ErbSt

GewSt
GrSt

USt
VersSt
KraftSt
GrESt

Lotterie- u.
WettSt

Mineralölsteuer
Tabaksteuer
Kaffeesteuer
Biersteuer

Schaumwein-
steuer

Einfuhr-
zölle

Ausfuhr-
zölle



3 Die Gliederung der Steuern 17

3.5 Gliederung nach der Überwälzbarkeit

Das Kriterium der Überwälzbarkeit soll eine Aussage über die
wirtschaftliche Auswirkung der Steuer beim Steuerschuldner Steuerschuldner
liefern. Als Steuerschuldner wird derjenige bezeichnet, der die
Steuer an die Finanzbehörde abzuführen hat (Steuerzahler), d.h. Steuerzahler
zu ihrer Entrichtung verpflichtet ist und somit den Steuer-
bescheid erhält. Steuerschuldner und Steuerzahler sind immer
identisch. Steuerträger ist hingegen derjenige, der die Steuer Steuerträger
letztendlich trägt, d.h. durch die Steuer wirtschaftlich belastet ist.
Steuerträger und Steuerschuldner müssen nicht identisch sein.
Es wird zwischen direkten und indirekten Steuern unterschieden.

Direkte Steuern sind die Steuern, bei denen Steuerschuldner direkte Steuern
und Steuerträger identisch sind. Eine Überwälzung der Steuer
auf andere Personen ist nicht möglich. Hierzu zählen insbe-
sondere die Steuerarten: Einkommensteuer, Körperschaftsteuer,
Vermögensteuer, Erbschaftsteuer und Grundsteuer.

Indirekte Steuern sind die Steuern, bei denen Steuerschuldner indirekte
und Steuerträger grundsätzlich nicht identisch, d.h. verschie- Steuern
dene Personen sind. Der Steuerschuldner wälzt die Steuer über
den Preis seiner Güter und Leistungen auf eine andere Person,
i.d.R. den Endverbraucher ab. Zu den indirekten Steuern zählen
insbesondere die Umsatzsteuer und die Verbrauchsteuern.

Eine eindeutige Abgrenzung von direkten und indirekten Steuern
ist jedoch nicht möglich, da die Überwälzbarkeit einer Steuer von
der jeweiligen Marktsituation abhängig ist. So kann es in einer
bestimmten Marktsituation bspw. möglich sein, dass ein
Unternehmen seine geschuldete Körperschaftsteuer (direkte
Steuer) überwälzen kann. Andererseits ist es in bestimmten
Marktsituationen nicht möglich, indirekte Steuern, wie z.B. die
Mineralölsteuer, zu überwälzen. Somit wird der Wille des
Gesetzgebers, der einem bestimmten Personenkreis (Steuer-
destinatare) die Steuerlast zugedacht hat, nicht immer erreicht.
Beispielsweise soll bei der Einkommenssteuer nach dem Willen
des Gesetzgebers die natürliche Person, die steuerpflichtiges
Einkommen erzielt, die Steuer wirtschaftlich tragen. Bei der
Umsatzsteuer soll der Endverbraucher wirtschaftlich belastet
werden. Dies gelingt aber nur, wenn eine Überwälzung dieser
Steuer auf den Endverbraucher über den Preis möglich ist.

marktsituations-
abhängige
Überwälzbarkeit

Steuerdestinatar
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Insoweit können Steuerträger und Steuerdestinatar identisch
sein.

sfeuer-
systematische
Einordnung

4 Wesen und Bedeutung der Einkommensteuer

4.1 Stellung der Einkommensteuer im Steuersystem

Die nachfolgende Übersicht zeigt die steuersystematische
Einordnung der Einkommensteuer nach den wichtigsten
Merkmalen:

Einordnungsmerkmal Zuordnung
Gesetzgebungshoheit konkurrierende Gesetzgebung
Ertragshoheit Gemeinschaftsteuer

Verwaltungshoheit landesverwaltet im Auftrag
des Bundes

Steueraufkommen aufkommenstarke Steuer

Steuerobjekt Besitzsteuer / Personensteuer

Abzugsfähigkeit nicht abzugsfähig
Überwälzbarkeit direkte Steuer

Bemessungsgrundlage Ertragsteuer
Steuererhebung periodische Steuer
Steuertarif progressive Steuer

Anhand der Zuordnung zu den Einordnungsmerkmalen kann die
Einkommensteuer bestimmt werden.

4.2 Wesen der Einkommensteuer

Steuerobjekt Steuergegenstand (Steuerobjekt) und damit Bemessungs-
grundlage der Einkommensteuer ist das disponible Einkommen
(Markteinkommen abzüglich des existenznotwendigen Lebens-
bedarfs) natürlicher Personen. D.h., besteuert wird das am Markt
realisierte Einkommen (zufließender Ertrag) und nicht die

Ertragsteuer Substanz. Die Einkommensteuer ist eine Ertragsteuer. Der Staat
verschafft sich durch die Erhebung dieser Steuer Teilhabe am

tatsächlich erwirtschafteten Zuwachs des privaten Vermögens
seiner Bürger.
Der von der Markteinkommenstheorie verwendete Einkommens-
begriff verbindet die finanzwissenschaftlichen Ansätze der

Quellentheorie Quellentheorie und der Reinvermögenzugangstheorie mitein-
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ander und wird durch den Gesetzgeber recht pragmatisch
gehandhabt. Dies äußert sich in einem abgegrenzten Katalog
steuerbarer Einkünfte, dem Grundsatz der persönlichen
Zurechnung, der Realisation und des Nettoansatzes der
Vermögenszuwächse in einer Zeitperiode.

Zu den Steuern vom Einkommen zählt auch die Körper-
schaftsteuer (KSt). Als Personen- und Ertragsteuer wird sie bei
bestimmten Körperschaften und Personenvereinigungen
{juristischen Personen des Privatrechts) erhoben. Rechts-
grundlage hierfür ist das Körperschaftsteuergesetz 2002
(KStG 2002)9.
Als Personensteuer ist die Einkommensteuer eine nicht
abzugsfähige Steuer (§ 12 Nr. 3 EStG). Da sie zu den
Aufwendungen der Lebensführung gehört, darf sie weder bei der
Ermittlung der einzelnen Einkünfte noch beim Gesamtbetrag der
Einkünfte abgezogen werden.
Formal betrachtet ist es dem Steuerpflichtigen nicht möglich, die
Einkommensteuer zu überwälzen. Marktsituationsabhängig kann
es ihm jedoch gelingen, die Steuerlast zu überwälzen, bspw.
durch Gehaltsverhandlung eines Arbeitnehmers mit seinem
Arbeitgeber oder Preisanhebung bei Gütern und Dienst-
leistungen eines Einzelunternehmers.

Körperschaft-
steuer

Abzugsfähigkeit

Überwälzbarkeit

4.3 Zur Geschichte der Einkommensteuer

Die Finanzierung des Gemeinwesens aus Abgaben von

Privatpersonen und Personenvereinigungen lässt sich schon zu

Beginn der Kulturgeschichte beobachten. Eine Steuer, die sich
als direkter Vorläufer der heutigen Einkommensteuer ansehen
lässt, brachte die historische Entwicklung jedoch erst zu Beginn
des 19. Jahrhunderts hervor. Drastisch gewachsener Finanz-
bedarf im vom Krieg gegen Napoleon geschwächten Groß-
britannien ließ dort 1799 die Idee einer Kriegsteuer auf das
Gesamteinkommen Realität werden. So hieß die Einkommen-
steuer in der Schweiz noch bis 1982 „Wehrsteuer".

Kriegsteuer

Wehrsteuer

Auf deutschem Boden kam es erstmals 1808 im Zuge der Ver-
waltungsreform in Preußen, Litauen und Königsberg zur Ein-

KStG 2002 in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4144.
geändert durch das Gesetz zur Umsetzung der Protokollerklärung der Bundesregierung zur
Vermittlung zum Sleuervergünstigungsabbaugesetz vom 22.12.2003 (BGBl. I S. 2840) und das
Haushaltbegleitgesetz 2004 vom 29.12.2003 (BGBl. I S. 3076).

erste deutsche
Einkommen-
steuer im
preuß. Reich
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preuß. EStG
von 1891

führung einer progressiven Steuer auf das Gesamteinkommen
mit Selbstdeklaration. Der preußische Reformator Freiherr vom
Stein hielt diese Steuerart schon damals für die gleichförmigste
und einträglichste Abgabe. Aber der Widerstand und die
Unehrlichkeit der Steuerzahler führte notwendigerweise bereits
1820 zur Umstellung auf eine Klassensteuer nach äußeren
Wohlstandsmerkmalen. Ab 1851 wurde in Preußen als Steuer-
maßstab das öffentlich eingeschätzte Einkommen benutzt
(klassifizierte Einkommensteuer).^ den folgenden Jahrzehnten
führten fast alle deutsche Teilstaaten Steuern auf das
Einkommen ein, die zumeist auf bestimmte Einkunftsarten
beschränkt blieben.
Das sächsische Einkommensteuergesetz vom 02.07.1878 und
das preußische EStG vom 24.06.1891 überwanden die bisherige
Erhebungspraxis und basierten auf dem Steuergerechtigkeits-
gedanken. Preußen erfasste nunmehr die Einkünfte, die aus
einer Quelle flössen und nicht mehr die Quelle an sich. Mit der
Berücksichtigung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit durch
die Steuerprogression (Stufenbetragstarif von 0,67-4 Prozent)
wurde eine neue Qualität des Einkommensteuerrechts erreicht.
Subjektive und objektive Steuerpflicht, Steuertarif und Besteu-
erungsverfahren wurden als Grundprinzipien artikuliert.

Reichsreform
des EStG
von 1920

Reinvermögens-
zugangstheorie

Quellentheorie

EStG von 1934

Nach dem Ende des Ersten Weltkrieges griff der deutsche
Fiskus mit einem Tarif von 10-60 Prozent deutlich tiefer in die
Taschen seiner Bürger und verfünffachte so sein Steuerauf-
kommen. Reichsfinanzminister Erzberger brachte mit dem
EStG vom 29.03.1920 die erste reichseinheitliche Reform des
Einkommensteuerrechts zum Durchbruch. Grundlage war die
Reinvermögenszugangstheorie, die einen periodengerechten
Saldo der Vermögenszu- und -abgänge ermittelt. Erstmals
wurden die Körperschaften (Zusammenschlüsse, die als
juristische Person eigene Rechtsfähigkeit besitzen und durch
Organe vertreten werden) nach einem eigenen Gesetz, dem
Körperschaftsteuergesetz besteuert und die Lohnsteuer als
Erhebungsform eingeführt. Mit dem EStG vom 10.08.1925 wurde
die Verbindung der Quellen- mit der Reinvermögenszu-
gangstheorie vollzogen und der Einkünftekatalog formuliert. Das
EStG vom 16.10.1934 trennte die Begriffe Einkommen und
Einkünfte, strich den Verlustvortrag und führte den Teilwert-
begriff ein. Es begründete im wesentlichen die heutige
Gesetzesstruktur.
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Mit Ende des 2. Weltkrieges schuf der Alliierte Kontrollrat per
Gesetz Nummer 12 vom 11.02.1946 den höchsten Grenz-
steuersatz der deutschen Geschichte: Einkommen über
100.000 Mark (51.129,19 Euro), ab 1948 über 250.000 Mark
(127.822,97 Euro) wurden mit 95 Prozent Steuer belastet.
In der Bundesrepublik Deutschland kam es bis zum Jahr 1998
zu keiner weiteren großen Einkommensteuerreform. Erst als
nach dem Regierungswechsel 1998 am 19. März 1999 der
Bundesrat dem Hauptteil des Steuerreformpakets, dem Steuer-
entlastungsgesetz 1999/2000/2002 zugestimmt hat, wurden ein-
schneidende Änderungen im Einkommensteuerrecht durch-
gesetzt. Dazu gehörten bspw. die Einführung der sog.
Mindestbesteuerung gem. § 2 Abs. 3 EStG, die ab dem
01.01.2004 wieder abgeschafft wurde. Mit vielen weiteren
Detailänderungen wie z.B. dem Sparer-Freibetrag bei den
Einkünften aus Kapitalvermögen wurde mit der Verabschiedung
des Steuersenkungsgesetzes am 14. Juli 2000 im Bundesrat die
größte Steuerreform seit über zwei Jahrzehnten verwirklicht.
Kernbereiche dieser Reform waren sicher die Umstellung vom

Körperschaftsteuer-Vollanrechnungsverfahren auf das sog.
Halbeinkünfteverfahren und die Reduktion der Einkommen-
steuer- und Körperschaftsteuersätze, womit sich die deutsche
Position im internationalen Steuerwettbewerb zweifellos
verbessert hat.
So wurde der Eingangssteuersatz bei der Einkommensteuer von

23,9 v.H. im Jahr 2000 bis auf 15 v.H. im Jahr 2005 abgesenkt
und der Grenzsteuersatz von 51 v.H. im Jahr 2000 auf 42 v.H.
im Jahr 2005. Schließlich ist das große Steuerpaket des Jahres
2003, das Haushaltsbegleitgesetz 2004, das Gesetz zur

Umsetzung der Protokollerklärung der Bundesregierung zur

Vermittlungsempfehlung zum Steuervergünstigungsabbaugesetz
(„Korb II"), das Gewerbesteuerreformgesetz und das Gesetz zur

Förderung der Steuerehrlichkeit („Steueramnestiegesetz") am

19.12.2003 vom Bundestag und Bundesrat verabschiedet
worden. Mit der Zustimmung des Bundesrates zum

Alterseinkünftegesetz am 11. Juni 2004 erfolgt schließlich ab
2005 eine grundlegende Neuregelung der steuerlichen
Behandlung von Altersvorsorgeaufwendungen und
Altersbezügen. Das Alterseinkünftegesetz wurde schließlich am

05. Juli 2004 vom Bundestag mit Zustimmung des Bundesrates
beschlossen.

Grenzsteuersatz

Steuerentlas-
tungsgesetz

Steuersenkungs-
gesetz

internationaler
Steuerwettbewerb

Eingangs-
steuersatz

Steueramnestie-
gesetz
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5 Rechtsquellen der Einkommensteuer

5.1 Völkerrechtliche Rechtsnormen

Grundgesetz

völkerrechtliche
Vereinbarungen

Bilaterale
völkerrechtliche
Verträge

Steuer-
harmonisierung

EU-Richtlinien

Steuerrecht ist primär innerstaatliches Recht, d.h. die
innerstaatlichen Rechtsnormen (Gesetze) prägen das Steuer-
schuldverhältnis. Das GG der Bundesrepublik Deutschland hat
als Verfassungsgesetz Vorrang gegenüber einfachen Gesetzen.
Die Ausgestaltung des innerstaatlichen Rechts muss sich stets
in Einklang mit völkerrechtlichen Normen befinden. Nach § 2 AO
haben völkerrechtliche Vereinbarungen, soweit sie innerstaat-
liches Recht geworden sind, Vorrang vor den innerstaatlichen
Gesetzen. Hauptanwendungsbereich bilateraler völkerrechtlicher
Verträge sind bspw. die Doppelbesteuerungsabkommen zur

Vermeidung oder Milderung steuerlicher Doppelbelastungen.
Hintergrund dieser Abkommen ist, die eigene nationale Steuer-
hoheit der beteiligten Staaten durch gegenseitigen Steuerver-
zicht einzuschränken. Auch erlangt das innergemeinschaftliche
Recht der Europäischen Union immer größere Bedeutung für die
Mitgliedstaaten. Vorschriften des europäischen Gemeinschafts-
rechts bilden gegenüber dem nationalen Recht eine selbstän-
dige Rechtsordnung, die Vorrang gegenüber dem nationalen
Recht hat. Dies gilt für Verordnungen der EU, womit in den
Gemeinschaftsstaaten unmittelbar geltendes Recht gesetzt wird.
(Art. 189 Abs. 1 und 2 EWGV).
Im Rahmen der Steuerharmonisierung haben die Richtlinien
jedoch eine größere Bedeutung, da sie als Rahmenvorschriften
die Mitgliedstaaten zu einer Anpassung in nationales Recht
verpflichten. Richtlinien richten sich an die Mitgliedstaaten, die
von diesen in innerstaatliches Recht transformiert werden
müssen und erst dann für den Bürger bindendes Recht
darstellen. Folglich sind Richtlinien als mittelbare Rechtsnormen
einzustufen und Voraussetzung für eine europäische Harmoni-
sierung der Steuergesetze.
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5.2 Innerstaatliche Rechtsnormen

5.2.1 Gesetze

Rechtsnormen sind Gesetze und Rechtsverordnungen. Gesetze
kommen durch ein förmliches Gesetzgebungsverfahren
zustande, Verordnungen hingegen nicht, sondern werden
aufgrund einer gesetzlichen Ermächtigung erlassen. Das
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland hat als Verfas-
sungsgesetz vor sog. einfachen Gesetzen, wozu auch die
Steuergesetze gehören, Vorrang. Bei den Steuergesetzen ist
zwischen allgemeinen Steuergesetzen (Grundlagengesetze) und
anderen Steuergesetzen zu unterscheiden.

Steuergesetze
I

Allgemeine Steuergesetze
(Grundlagengesetze)
-1- I

Steuerschuld- und steuerliches

Andere Steuergesetze

Verfahrensrecht

Abgabenordnung
(AO)

Finanzgerichts-
ordnung (FGO)

Bewertungsrecht

Bewertungsgesetz

Einzelsteuergesetze
—

zum Beispiel:

Einkommensteuergesetz

Körperschaftsteuergesetz
Umsatzsteuergesetz

Gewerbesteuergesetz

Erbschaftsteuergesetz

Besondere
Steuergesetze

Außensteuergesetz
Umwandlungssteuer-
gesetz

Rechtsnormen

Verordnungen

Steuergesetze

Die Grundlagengesetze umfassen Verfahrens- und steuerliche Grundlagen-
Bewertungsregelungen, die für alle oder mehrere andere gesetz
Steuergesetze Geltung haben. Hierzu zählen beim Steuer-
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verfahrensrecht die Abgabenordnung (AO) und die Finanz-
gerichtsordnung (FGO).
Die anderen Steuergesetze lassen sich unterscheiden in

Einzelsteuer- Einzelsteuergesetze und besondere Steuergesetze.
gesetze gej ,jen Einzelsteuergesetzen handelt es sich um Gesetze zu

einer einzelnen Steuerart wie bspw. der Einkommensteuer oder
besondere der Körperschaftsteuer. Zu den besonderen Steuergesetzen
Steuergesetze gehören z.B. das Umwandlungsteuergesetz oder das Außen-

steuergesetz.

EStG2004 Einkommensteuergesetz 2004 (EStG/2004) vom 16.04.1997
(BGBl I S. 823) zuletzt geändert durch Art. 1 Zweites Gesetz zur

Änderung steuerlicher Vorschriften (Steueränderungsgesetz
2003 - StÄndG 2003) v. 15.12.2003 (BGBl I 2645); Art. 3 Gesetz
zur Modernisierung des Investmentwesens und zur Besteuerung
von Investmentvermögen (Investmentmodernisierungsgesetz) v.

15.12.2003 (BGBl I 2676); Art. 1 Gesetz zur Umsetzung der
Protokollerklärung der Bundesregierung zur Vermittlungs-
empfehlung zum Steuervergünstigungsabbaugesetz v.

22.12.2003 (BGBl. I 2840); Art. 61 Drittes Gesetz für moderne
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt v. 23.12.2003 (BGBl I 2848);
Art. 1 Gesetz zur Änderung des GewStG und anderer Gesetze v.

23.12.2003 (BGBl I 2922); Art. 33 Viertes Gesetz für moderne
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt v. 24.12.2003 (BGBl I 2954);
Art. 5 Drittes Gesetz zur Änderung des Sechsten Buches
Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze v. 27.12.2003 (BGBl I

3019); Art. 48 Gesetz zur Einordnung des Sozialhilferechts in
das Sozialgesetzbuch v. 27.12.2003 (BGBl I 3022); Art. 9
Haushaltsbegleitgesetz 2004 (HBegIG 2004) v. 29.12.2003
(BGBl 3076, ber. 2004 I 69).

5.2.2 Durchführungsverordnungen

Durchführungsverordnungen sind als Ergänzungen und zur

Erläuterung von Steuergesetzen zu verstehen wie bspw. die

EStDV 2000  Einkommensteuer-Durchführungsverordnung 2000
(EStDV 2000) in der Fassung der Bekanntmachung vom

10. Mai 2000 (BGBl. I S. 717) zuletzt geändert durch das
Gesetz zur Einordnung des Sozialhilferechts in das
Sozialgesetzbuch vom 27.12.2003 (BGBl. I S. 3022) und
das Haushaltsbegleitgesetz 2004 vom 29.12.2003
(BGBl. I S. 3076)
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Lohnsteuer-Durchführungsverordnung (LStDV 1990)
vom 10.Oktober 1989 (BGBl. I S. 1848) zuletzt geändert
durch das Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 vom
24.03.1999 (BGBl. IS. 402) und durch das Steuer-
bereinigungsgesetz 1999 vom 22.12.1999 (BGBl. I S. 2601),
Steuer-Euroglättungsgesetz vom 19.12.2000 (BGBl. I
S. 1790) das Steueränderungsgesetz 2001 vom 20.12.2001
(BGBl. I S. 3794) und das Steueränderungsgesetz 2003
vom 15.12.2003 (BGBl. I S. 2645).

LStDV 1990

Gesetze und Durchführungsverordnungen sind Rechtsnormen,
welche die Steuerpflichtigen, Finanzgerichte und die Finanz-
verwaltung binden, d.h. sie stellen verbindliches Recht dar.
Grundsätzlich haben die Einzelsteuergesetze Vorrang gegen-
über den allgemeinen Steuergesetzen wie der Abgabenordnung
(AO 1977 vom 16. März 1976, BGBl. I S. 613 mit späteren
Änderungen, zuletzt geändert durch das Steuer-Euroglättungs-
gesetz vom 19.12.2000 (BGBl. I S. 1790) und durch das Gesetz
zur Änderung des Investitionszulagengesetzes 1999 vom

20.12.2000 (BGBl. IS. 1850)) und dem Bewertungsgesetz
(BewG i.d.F. vom 1. Februar 1991, BGBl. I S. 230 mit späteren
Änderungen).

Rechtsnormen

allgemeine
Steuergesetze

5.3 Verwaltungsvorschriften

Verwaltungsanordnungen sind Dienstanweisungen übergeord- Verwaltungs-
neter Dienststellen an untergeordnete Dienststellen. Solche ano nun9

Verwaltungsanordnungen zu wichtigen Steuergesetzen sind die
Steuerrichtlinien. Für Einkommersteuerfragen sind folgende
Richtlinien von Interesse:

 Einkommensteuerrichtlinien 2003 (EStR 2003) Allgemeine EStR 2003

Verwaltungsvorschrift zur Anwendung des Einkommen-
steuerrechts vom 15.12.2003 (BStBl. I Sondernummer 2) mit
den Einkommensteuer-Hinweisen 2003.

 Lohnsteuer-Richtlinien 2004 (LStR 2004) LStR 2004

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Steuerabzug vom
Arbeitslohn vom 11.Oktober 2001 (BAnz. Nr. 203a; BStBl I
Sondernummer 1), in der Fassung der Lohnsteuer-
Änderungsrichtlinien 2004 vom 08. Oktober 2003
(BStBl. I S. 455) mit den Lohnsteuer-Hinweisen 2003.
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Richtlinien

Finanzgericht

Richtlinien sind Verwaltungsanordnungen für die Steuer-
behörden. Sie sollen die Gleichmäßigkeit der Verwaltungs-
ausübung gewährleisten und damit eine Gleichmäßigkeit der

Besteuerung. Steuerbürger und Finanzgerichte sind nicht an die
Richtlinien gebunden, ausschließlich die Finanzbehörden
müssen danach vorgehen. Aus den Verwaltungsvorschriften
können aber Rückschlüsse auf das Vorgehen der Finanz-
behörden gezogen werden, wodurch sich die Rechtssicherheit
für die Steuerpflichtigen erhöht.

Verwaltungs-
erlasse

Auch andere Verwaltungserlasse wie Schreiben des Bundes-
ministers der Finanzen (BMF-Schreiben), BMF-Erlasse, Erlasse
der Landesfinanzministerien und Verfügungen der Oberfinanz-
direktionen (OFD-Verfügungen) sind nur Vorschriften einer
vorgesetzten Behörde an nachgeordnete Behörden zur

Gesetzesanwendung und damit kein verbindliches Recht.

5.4 Rechtsprechung

Finanzgerichte
Bundesfinanzhof

Urteilsbindung

Nichtanwen-
dungserlass
Bundesver-
fassungsgericht
Europäischer
Gerichtshof

Die Finanzgerichtsbarkeit ist in der Finanzgerichtsordnung (FGO
vom 06. Oktober 1965, BGBl. I S. 1477 mit späteren Änder-
ungen, zuletzt geändert durch Steueränderungsgesetz 2001 vom

20.12.2001 (BGBl. IS. 3794) und Steuerverkürzungs-
bekämpfungsgesetz vom 19.12.2001 (BGBl. I S. 3922)),
geregelt. Sie wird durch unabhängige, von den Verwaltungs-
behörden getrennte, besondere Verwaltungsgerichte ausgeübt
und ist zweistufig aufgebaut: die Finanzgerichte (FG) in den
Ländern und der Bundesfinanzhof (BFH) mit Sitz in München
(§§1,2 FGO). Diese Steuergerichte sind somit auch für
Einkommensteuerfragen zuständig.
Die rechtskräftigen Entscheidungen der Finanzgerichtsbarkeit
(FG-Urteile bzw. BFH-Urteile) sind, soweit über den Streitge-
genstand entschieden worden ist, nur für die Beteiligten und
deren Rechtsnachfolger im konkreten Sachverhalt bindend
(§ 110 Abs. 1 FGO). Sie haben keine allgemeine Bindung. Die
Finanzverwaltung versucht die Anwendung eines BFH-Urteils
über den Einzelfall hinaus teilweise durch einen sog. Nicht-
anwendungserlass zu verhindern. Grundsätzlich steht es jedem
Bürger frei, sich bei erfolglosen finanzgerichtlichen Verfahren an

das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe oder ggf. an den
Europäischen Gerichtshof in Luxemburg zu wenden.
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6 Erhebungsformen und Erhebungsverfahren
der Einkommensteuer

Die Einkommensteuer tritt in vier verschiedenen Erhebungs-
formen auf:

• veranlagte Einkommensteuer
• Lohnsteuer (LSt)
• Kapitalertragsteuer (KapESt)
• Zinsabschlag (ZA)

Erhebungs-
formen der ESt

Nach dem Erhebungsverfahren werden zwei Formen unter- Erhebungs-
schieden: verfahren

• Veranlagungssteuer
• Abzugsteuer (Quellensteuer).
Die Einkommensteuer entsteht, soweit nichts anderes bestimmt
ist, mit Ablauf des Kalenderjahres (§ 36 Abs. 1 EStG). Es
handelt sich somit um eine periodische Steuer. Die Einkommen-
steuer ist eine Veranlagungssteuer, weil sie in einem förmlichen
Verfahren veranlagt wird (§ 25 Abs. 1 EStG). Das Kalenderjahr
wird Veranlagungszeitraum (VZ) genannt. Der Stpfl. hat für den
abgelaufenen VZ eine Einkommensteuererklärung abzugeben
(§ 25 Abs. 3 EStG). Ihm ergeht ein Steuerbescheid (§155
Abs. 1 AO).
Vom Steuerpflichtigen sind vierteljährlich am 10. März, 10. Juni,
10. September und 10. Dezember Vorauszahlungen auf die Vorauszahlungen
Einkommensteuer zu entrichten, die er für den laufenden VZ
voraussichtlich schulden wird (§ 37 Abs. 1 EStG). Diese werden
auf die Einkommensteuer angerechnet (§ 36 Abs. 2 Nr. 1 EStG).

periodische
Steuer

Veranlagungs-
steuer

Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung und Sicherung des
Steueraufkommens wird die Einkommensteuer teilweise bereits
an der Quelle erhoben (Quellensteuer). Der Stpfl. (Steuer-
schuldner) hat die Steuer selbst zu berechnen und abzuführen.
Man spricht von sog. Fälligkeits- oder Abzugsteuem. Auf das
förmliche Verfahren wird zunächst verzichtet.

Quellensteuer

Fälligkeitssteuer

Bei lohnsteuerpflichtiger Tätigkeit von Arbeitnehmern (Einkünfte
aus nichtselbständiger Arbeit

-

§ 19 EStG) erfolgt die Erhebung
der Einkommensteuer als Lohnsteuer durch Abzug vom Lohnsteuer
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laufenden Arbeitslohn (§§ 38 ff. EStG). Die Lohnsteuer ist daher

Abzugssteuer e'ne Abzugsteuer. Erfolgt eine Einkommensteuerfestsetzung,
wird die abgeführte Lohnsteuer auf die Einkommensteuerschuld
angerechnet (§ 36 Abs. 2 Nr. 2 EStG).

Bei bestimmten Kapitalerträgen (Einkünfte aus Kapitalvermögen
- § 20 EStG wie bspw. Gewinnanteile aus der Beteiligung an

juristischen Personen des Privatrechts) wird die Einkommen-
steuer in Form der Kapitalertragsteuer bei Auszahlung oder
Fälligkeit als Abzugsteuer erhoben (§ 43 EStG). Bei bestimmten
Zinsen und zinsähnlichen Erträgen wird die Kapitalertragsteuer,
wenn sie der Gläubiger selbst trägt, in der Form eines

Zinsabschlag Zinsabschlages erhoben (§ 43 a Abs. 1 Nr. 4 EStG
-

sog. Zins-
abschlagsteuer) und von der auszahlenden Stelle z.B. Kredit-
institut abgeführt. Abgeführter Zinsabschlag und Kapitalertrag-
steuer sind bei der Einkommensteuerfestsetzung auf die
Einkommensteuer anzurechnen (§ 36 Abs. 2 Nr. 2 EStG).

Die nachfolgende Tabelle zeigt die Entwicklung der
Einkommensteuereinnahmen der Jahre 2000

-

2003, gegliedert
nach den Erhebungsformen.

ESt-Einnahmen
in Mrd. Euro

2000 2001 2002 2003

Lohnsteuer 135,733 132,626 132,189 133,090
veranlagte ESt 12,225 8,771 7,540 4,568
Kapitalertragsteuer
(einschl. Zinsabschlag) 20,849 29,846 22,501 16,633
Summe 168,807 171,243 162,230 154,291

Quelle: BMF, Steuern von A- Z August 2003, Datensammlung zur Steuerpolitik Februar 2003,
www.bundesfinanzminislerium.de/Anlage23324/Kalenderjahr-2003.pdf

Der ab 01.01.1995 erhobene Solidaritätszuschlag (SolZ) ist eine
Annexsteuer Annexsteuer (Zuschlagsteuer) zur Einkommensteuer in Form

einer Ergänzungsabgabe. In den VZ 1995 bis 1997 wurde er in
Höhe von 7,5 v.H. und ab dem VZ 1998 in Höhe von 5,5 v.H. der
Bemessungsgrundlage (der festgesetzten oder voraus-
zuzahlenden Einkommensteuer) erhoben. Rechtsgrundlage ist

Solidaritäts- das Solidaritätszuschlaggesetz 1995 (In der Fassung vom
Zuschlag 15 oktober 2002 BGBl. I S. 4130).

Die statistische Größe .veranlagte Einkommensteuer" wird in Form eines Saldos gebildet, d.h.
von den Einkommensteuer-Vorauszahlungen der Stpfl. werden die vom Finanzamt bei der
Veranlagung im jeweiligen Kalenderjahr erstatteten Beträge an Lohnsteuer,
Kapitalertragsteuer, Zinsabschlag sowie Körperschaftsteuer abgezogen. Auf dem Konto bleibt
nur der entsprechende jahrliche Restwert erhalten.
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Der Solidaritätszuschlag wird gleichzeitig mit den jeweiligen
Erhebungsformen der Einkommensteuer fällig.

Eine weitere Annexsteuer zur Einkommensteuer ist die
Kirchensteuer (KiSt)11. Sie wird von den steuerberechtigten Kirchensteuer

Religionsgemeinschaften erhoben, aber von den staatlichen
Finanzämtern verwaltet. Rechtsgrundlage sind Art. 140 GG
i.V.m. Art. 137 Weimarer Reichsverfassung vom 11.08.1919 und
die Kirchensteuergesetze der Länder. Der Hebesatz der
Kircheneinkommen

-

bzw. Kirchenlohnsteuer beträgt derzeit je
nach Bundesland entweder 8 v.H. oder 9 v.H.

7 Grundprinzipien der Besteuerung
Für die Steuererhebung gilt der Grundsatz der Gesetzmäßigkeit
(Art. 20 Abs. 3 GG) und Tatbestandsmäßigkeit (§ 3 Abs. 1
Satz 1 AO), d.h. Steuern dürfen nur auf gesetzlicher Grundlage
bei Zutreffen der festgelegten Tatbestandsvoraussetzungen
erhoben werden.

Gesetz- und
Tatbestands-
mäßigkeit

Das Einkommensteuerrecht unterliegt dem allgemeinen
Gleichheitsgrundsatz (Art. 3 Abs. 1 GG), aus dem sich das
Prinzip der Steuergerechtigkeit ableiten lässt. Dieses äußert sich
in den Grundsätzen der Allgemeinheit und Gleichmäßigkeit der
Besteuerung. Alle Personen, unabhängig von ihrer Staats-
angehörigkeit, Religion, sozialen Herkunft, werden zur Einkom-
mensteuer herangezogen. Personen, die in gleichen oder gleich-
artigen Verhältnissen leben, sollen gleich behandelt werden.
An den Grundsatz der Gleichmäßigkeit knüpft das Prinzip der
Leistungsfähigkeit an. Die persönlichen Verhältnisse (bspw.
Alter, Familienstand, Kinder) und wirtschaftlichen Bedingungen
(bspw. soziale Absicherung, außergewöhnliche Belastungen),
unter denen der einzelne Bürger lebt, bestimmen die Steuer-
belastung. Ausschlaggebend ist die reale Leistungsfähigkeit.
Berücksichtigt werden die tatsächlich erzielten Einkünfte des
Steuerpflichtigen unabhängig davon, welche höheren Einkünfte
er bei seinen Fähigkeiten hätte erzielen können. Wesentlicher
Ausdruck dieses Prinzips im Einkommensteuergesetz ist die

Gleichheits-
grundsatz
Gleichmäßigkeit
der Besteuerung

Leistungsfähig-
keit

Vgl. hierzu die weiterführenden Ausführungen auf S. 541
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Sfeuer-
progression

tarifliche Steuerprogression, die die höheren Einkommen pro-
zentual stärker belastet.

Steuergerechtig-
keit

Schattenwirt-
schaft

Schwarzarbeit

Steuerwider-
stand

Steuermoral

Steuerquote

Diese formellen und materiellen Grundsätze der Besteuerung
verfolgen alle das übergeordnete Ziel der Steuergerechtigkeit.
Ob dieses Ziel tatsächlich erreicht wird, darf bezweifelt werden,
wenn man bedenkt, dass die Schattenwirtschaft in Deutschland
auch im Jahr 2002 trotz der Steuerreform 2000 nach einer
Studie des „Schwarzarbeif-Experten Prof. Friedrich Schneider
von der Universität Linz weiterwächst. Im Jahr 2002 wurden
nach dieser Studie 350,4 Mrd. Euro am Staat vorbei
erwirtschaftet12. Der Anteil der Schwarzarbeit am „offiziellen"
Bruttoinlandsprodukt beträgt 16,5 v.H. Im Jahr 2001 betrug die
Schattenwirtschaft noch 16 v.H. des BIP. Laut dieser Studie sind
weit mehr als neun Millionen Menschen zumindest teilzeitmäßig
in der Schattenwirtschaft tätig. Dieser Anteil an illegaler
Beschäftigung und Leistungsmissbrauch führt zu der
Schlussfolgerung, dass viele Stpfl. unser Steuersystem nicht als
gerecht empfinden. Die bedeutendste Ursache für die stetige
Zunahme der Schattenwirtschaft ist sicher die Belastung der
Arbeitseinkommen mit hohen Steuer- und Sozialversicherungs-
abgaben. Dies führt zu verstärktem Steuerwiderstand und
begünstigt zwangsweise die Abwanderung in die Schatten-
wirtschaft. Weitere Gründe für die Expansion der Schatten-
wirtschaft sind auch Anzeichen für eine geringe vorhandene
Steuermoral und eine sinkende Identifikation mit dem Staat. Es
müssen also die Anreize zur Schwarzarbeit verringert werden.
Das kann vor allem durch ein gerechtes Steuersystem erreicht
werden. Mit der Steuerreform 2000 ist Deutschland heute mit
einer Steuerquote von knapp über 20 v.H. in der Europäischen
Union das Land mit der niedrigsten Steuerquote. Auch mit der
um die Sozialversicherungsabgaben erweiterten Steuerquote
liegt Deutschland mit 38,5 v.H. (2003) im europäischen
Mittelfeld.

Um zu mehr legaler Beschäftigung durch Verringerung illegaler
Aktivitäten zu kommen, hat der Deutsche Bundestag am

6. Mai 2004 das „Gesetz zur Intensivierung der Bekämpfung der
Schwarzarbeit und damit Zusammenhängender Steuer-
hinterziehung" beschlossen.

Da die offiziellen Statistiken noch nicht vorliegen, handelt es sich um Prognosezahlen.
Weiterführende Literatur Schneider/Ernste, Schattenwirtschaft und Schwarzarbeit
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Zweiter Teil
Persönliche Steuerpflicht

1 Steuersubjekt
Die Einkommensteuer ist gem. § 1 EStG subjektbezogen. Nach
§ 1 Abs. 1 Satz 1 EStG unterliegen ihr nur natürliche Personen.
Der Begriff natürliche Person ist im EStG nicht definiert. Eine
Begriffsbestimmung für das Einkommensteuerrecht wird deshalb
aus dem BGB (Bürgerliches Gesetzbuch vom 18. August 1896
RGBl S. 195 mit späteren Änderungen) abgeleitet.
Eine natürliche Person ist der lebende Mensch. Andere
Merkmale wie Alter, Geschäftsfähigkeit, Erwerbstätigkeit oder
Familienstand sind für die persönliche Steuerpflicht grundsätzlich
ohne Bedeutung.
Die Einkommensteuerpflicht erstreckt sich ausschließlich auf
natürliche Personen. Juristische Personen, wie z.B. Kapital-
gesellschaften (AG, GmbH), eingetragene Vereine oder Erwerbs-
und Wirtschaftsgenossenschaften unterliegen der Körperschaft-
steuer. Nichtrechtsfähige Personen, z.B. Personengesellschaften
wie die OHG oder KG sind weder nach dem EStG noch nach
dem Körperschaftsteuergesetz [KStG in der Fassung vom
15. Oktober 2002 (BGBl IS. 4144), geändert durch das
Steuervergünstigungsabbaugesetz vom 16.05.2003
(BGBl I S. 660), Steueränderungsgesetz 2003 vom 15.12.2003
(BGBl I S. 2645), Gesetz zur Umsetzung der Protokollerklärung
der Bundesregierung zur Vermittlungsempfehlung zum

Steuervergünstigungsabbaugesetz vom 22.12.2003
(BGBl I S. 2840) und das Haushaltsbegleitgesetz 2004 vom
29.12.2003 (BGBl I S. 3076)] steuerpflichtig. Die von diesen
Gesellschaften bzw. Gemeinschaften erzielten Einkünfte werden
unmittelbar bei den Beteiligten der Einkommensteuer oder der
Körperschaftsteuer unterworfen.

Steuersubjekt

natürliche
Personen

Einkommen-
steuerpflicht

nichtrechtsfähige
Person

2 Beginn und Ende der Steuerpflicht
Die Einkommenssteuerpflicht beginnt mit der Vollendung der Beginn der
Geburt, d.h. mit der Existenz der natürlichen Person. Grundlage Steuerpflicht
der Einkommensteuerpflicht ist somit immer die Rechtsfähigkeit Rechtsfähigkeit
eines Menschen gem. § 1 BGB.
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Ende der Steuer-
pflicht

getrennte Veran-
lagung
Verschollenheit

Die persönliche Einkommensteuerpflicht endet mit dem Tod
eines Menschen. Im Falle des Todes ist der Stpfl. bis zum Tag
seines Ablebens steuerpflichtig. Eine dann noch bestehende
Steuerpflicht geht auf die Erben über. Für die Erben und den
Erblasser erfolgt im Todesjahr eine getrennte Veranlagung zur
Einkommensteuer.
Für verschollene Personen gilt § 49 AO. Dabei ist für die
Besteuerung der Tag als Todestag ausschlaggebend, mit dessen
Ablauf der Beschluss über die Todeserklärung des Verschol-
lenen rechtskräftig wird.

Beispiele: Beginn und Ende der Steuerpflicht

(1) Ein Einzelunternehmer verstirbt am 20.02., sein Sohn führt als
alleiniger Erbe den Gewerbebetrieb ab 21.02. fort.
Die Steuerpflicht des Vaters erlischt mit seinem Tod. Alle nach
diesem Zeitpunkt (21.02.) aus dem Gewerbebetrieb erzielten
Einkünfte sind dem Sohn zuzurechnen.

(2) Das Unternehmen eines am 05.03. verstorbenen Arbeitnehmers
zahlt der Witwe am 15.03. dessen Gehalt für den Monat Januar
verspätet aus.

Zum Zeitpunkt des Zuflusses des Arbeitslohnes ist die Steuerpflicht
des Verstorbenen bereits erloschen. Das Gehalt unterliegt der
Steuerpflicht der Witwe und muss nach deren steuerlichen
Merkmalen versteuert werden (R 76 LStR 2004).

Geschäftsfähig-
keit

(3) Ein zweijähriges Kind hat ein Mietwohnhaus geerbt. Der Mietzins
wird auf ein Konto der Eltern eingezahlt.
Das Kind ist hinsichtlich der Mieteinnahmen steuerpflichtig; dass
diese von den gesetzlichen Vertretern verwaltet werden, da beim
Kind die Geschäftsfähigkeit fehlt, ist unerheblich.

3 Arten der persönlichen Steuerpflicht
Das Einkommensteuerrecht unterscheidet grundsätzlich zwei

Arten der Steuer- Arten der Steuerpflicht. Nach § 1 EStG handelt es sich um die
Pfl,cni unbeschränkte Steuerpflicht und die beschränkte Steuerpflicht.

Diese Unterscheidung ist in der Intensität der Beziehung des
Stpfl. zum Inland begründet. Durch den differenzierten Umfang
der Besteuerung ergeben sich wesentliche Steuervergünsti-
gungen für die jeweilige Art der Steuerpflicht.

Natürliche Personen sind bis zur Vollendung des 7. Lebensjahres nach § 104 Abs. 1 BGB
geschäftsunfähig.
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Die unbeschränkte Steuerpflicht wird in zwei Sonderformen Sonderformen

untergliedert, zum einen in die erweiterte unbeschränkte
Steuerpflicht (§ 1 Abs. 2 EStG) und zum anderen in die fiktive
unbeschränkte Steuerpflicht (§ 1 Abs. 3 EStG). Dadurch
vergrößert sich der Personenkreis, bei welchem die persönlichen
Verhältnisse in stärkerem Maße bei der Einkommenbesteuerung
Berücksichtigung finden.
Auch die beschränkte Steuerpflicht kennt eine Erweiterungsform.
Hierbei handelt es sich um die erweiterte beschränkte
Steuerpflicht, die in § 2 AStG14 geregelt ist.
Schematisch lassen sich die unterschiedlichen Arten der
persönlichen Steuerpflicht wie folgt darstellen:

Persönliche Steuerpflicht

Unbeschränkte Steuerpflicht
§ 1 Abs. 1 EStG

Beschränkte Steuerpflicht
§ 1 Abs. 4 EStG

Erweiterte Fiktive • Erweiterte
unbeschränkte unbeschränkte beschränkte
Steuerpflicht Steuerpflicht Steuerpflicht

§ 1 Abs. 2 EStG § 1 Abs. 3 EStG § 2 Abs. 1 AStG

3.1 Unbeschränkte Steuerpflicht (§ 1 Abs. 1 EStG)

3.1.1 Tatbestandsvoraussetzungen

Nach § 1 Abs. 1 EStG sind
 alle natürlichen Personen,
 die im Inland

einen Wohnsitz (§ 8 AO) oder
 einen gewöhnlichen Aufenthalt (§ 9 AO) haben,
unbeschränkt einkommensteuerpflichtig.

Tatbestands-
merkmale der
unbeschränkten
Steuerpflicht

Gesetz über die Besteuerung bei Auslandsbeziehungen
-

Außensteuergesetz
-

vom
08.09.1972, BGBl I, S. 1713. mit späteren Änderungen.
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Staats-
angehörigkeit

Steuerpflicht

sachliche
Steuerpflicht

Welteinkommens-
prinzip
Totalitätsprinzip

Maßnahmen zur

Vermeidung der
Doppel-
besteuerung

Einkunfts-
erziehlung

Dabei spielt die Staatsangehörigkeit keine Rolle. Hat ein
Ausländer seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im
Inland, so ist dieser unbeschränkt steuerpflichtig. Das Vorliegen
von Einkünften ist für die unbeschränkte Steuerpflicht nicht
erforderlich. Dieses Kriterium wird erst bei der sachlichen
Steuerpflicht untersucht, da die sachliche Steuerpflicht auf die
Bemessungsgrundlage, also was steuerpflichtig ist, abstellt.

Hingegen untersucht die persönliche Steuerpflicht, wer

steuerpflichtig ist.
Die Steuerpflicht erstreckt sich auf die gesamten in- und
ausländischen Einkünfte des Stpfl., unabhängig von der
Belegenheit der Einkunftsquelle (H 1

-

EStH 2003
-

Allgemein).
Es gilt das Prinzip der Besteuerung des Welteinkommens
(Totalitätsprinzip).
Dieses geht nicht direkt aus § 1 EStG hervor, aber gem. § 2
Abs. 1 Nr. 1 EStG unterliegen die dort aufgezählten Einkünfte der
Einkommensteuer, wenn der Stpfl. im Zeitraum der Erzielung der
Einkünfte unbeschränkt steuerpflichtig war, ohne dass dabei
zwischen inländischen und ausländischen Einkünften unter-
schieden wird.
Die Anwendung des Welteinkommensprinzips bei der
unbeschränkten Steuerpflicht lässt sich des Weiteren aus den

§§ 34 c u. 34 d EStG ableiten, die eine Steuerermäßigung für
ausländische Steuern auf die deutsche ESt vorsehen. Diese
Vorschriften, sowie die §§ 2 a und 32 b EStG und die Doppel-
besteuerungsabkommen (CDBA) schränken das Weltein-
kommensprinzip insoweit ein.

Zwingend notwendig für das Vorliegen der unbeschränkten
Steuerpflicht ist immer das Vorhandensein eines Wohnsitzes
(§ 8 AO) oder eines gewöhnlichen Aufenthaltes (§ 9 AO) des

Stpfl. im Inland, wobei auf die tatsächlichen Verhältnisse
abzustellen ist15. Liegen die genannten Tatbestandsvoraus-
setzungen vor, ist der Stpfl. unbeschränkt steuerpflichtig.
Hierbei ist es unerheblich, ob er tatsächlich Einkünfte erzielt hat.
Erzielt der Stpfl. im Verlauf seiner unbeschränkten Steuerpflicht
Einkünfte, so unterliegt er mit sämtlichen Einkünften (Weltein-
kommensprinzip) der Besteuerung im Inland. Es spielt grund-
sätzlich keine Rolle, ob die ausländischen Einkünfte positiv oder

negativ sind, wobei jedoch in den §§ 2 a u. 2 b EStG Ein-

schränkungen vorgenommen werden.

Vgl. Anwendungseriass zur Abgabenordnung 1977 (AEAO) vom 15. Juli 1998, BStBl I S. 630
mit späteren Änderungen: AEAO zu § 8.9 AO Nr. 1 Satz 2 AEAO.
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3.1.2 Inland

Das EStG enthält keine explizite Definition des Begriffes Inland, Inland

so dass die hoheitlichen Landesgrenzen bestimmen, ob der
Wohnsitz oder der gewöhnliche Aufenthalt im Inland belegen ist
oder nicht.
Nach § 1 Abs. 1 Satz 2 EStG gehört zum Inland nicht nur das
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland mit seinen 16 Bundes-
ländern, sondern auch der Anteil am Festlandsockel, soweit dort
Naturschätze des Meeresgrundes erforscht und abgebaut
werden. Für die unbeschränkte Steuerpflicht hat die Ausdehnung
des Inlandsbegriffes auf den Festlandsockel kaum eine
Bedeutung. Für die beschränkte Steuerpflicht kann § 1 Abs. 1
Satz 2 EStG von Bedeutung sein, da die Einkünfte, welche bei
der Ausbeutung oder Erforschung der Naturschätze erzielt
werden, inländische Einkünfte i.S.d. § 49 EStG sind.

Des weiteren gehören zum Inland die Zollausschlüsse (Zoll-
grenzen sind nicht zur Bestimmung des Inlandes maßgeblich,
sondern die Staatsgrenzen), die zollfreien Gebiete (z.B. Insel

Helgoland), die Freihäfen (z.B. Bremen) und die Küsten-
gewässer, welche von der Dreimeilenzone eingeschlossen sind.
Der Raum über und unter der Erdoberfläche gehört auch zum

Inland. Schiffe unter deutscher Flagge gehören solange zum

Inland, wie sie sich auf hoher See oder in inländischen
Gewässern befinden. Völkerrechtlich gelten Schiffe auf hoher
See als schwimmende Gebietsteile des Staates, dessen Flagge
sie führen. Erst wenn sie in ausländischen Häfen oder
Küstengebieten vor Anker gehen, sich also in fremden
Hoheitsgewässern befinden, gehören sie, solange ihr Aufenthalt
dort anhält, nicht zum Inland, sondern sind grundsätzlich den
Rechtsvorschriften des Aufenthaltsstaates unterworfen. Für
Luftfahrzeuge gilt dies entsprechend.

zollfreie Gebiete
Freihäfen

Schiffe

Luftfahrzeuge

3.1.3 Wohnsitz (§ 8 AO)

Eine grundlegende Voraussetzung für die unbeschränkte
Steuerpflicht ist die Existenz eines Wohnsitzes. Einen Wohnsitz Wohnsitz
nach § 8 AO hat jemand dort, wo er eine Wohnung unter
Umständen innehat, die darauf schließen lassen, dass er die
Wohnung beibehalten und benutzen wird.
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Merkmale des
Wohnsitzes

Der Wohnsitz gem. § 8 AO setzt folgende drei Merkmale voraus:

 das Vorhandensein einer Wohnung,
 das Innehaben einer Wohnung,
 das Beibehalten und Benutzen der Wohnung.

Begriff der
Wohnung

geeignete
Räume

Als Wohnung werden erstens zum Aufenthalt geeignete Räume
angesehen, die den Lebensverhältnissen einer natürlichen
Person entsprechen (AEAO zu § 8 AO Nr. 3 Satz 1 AEAO).
Zum Aufenthalt geeignete Räume liegen vor, wenn sie
 eine gewisse Mindestgröße haben,
 durch Wände und eine Tür abgeschlossen und
 über eine funktionsfähige Heizung verfügen, so dass die

Wohnung ganzjährig genutzt werden kann.

Nicht erforderlich ist, dass die Räume:

 nach den finanziellen Verhältnissen des Steuerpflichtigen
eingerichtet sind,

 über eine Küche und ein separates Bad verfügen (AEAO zu

§ 8 AO Nr. 3 AEAO).
Aus diesem Grunde werden z.B. folgende Räumlichkeiten auch
als Wohnung anerkannt:
 möbliertes Zimmer am Arbeitsort,
 Barackenunterkünfte für Bauarbeiter
 Wohnwagen, wenn sie auf einem Dauercampingplatz stehen

und
 Hotelzimmer, bei einem Dauermietverhältnis (mindestens

sechs Monate, AEAO zu § 8 Nr. 4 Satz 4 AEAO, BFH, BStBl
II 1989.S. 956).

Jedoch stellen z.B. Büro- und Geschäftsräume oder bloße
Schlafräume keine Wohnung dar (AEAO zu § 8 Nr. 4 Satz 5
AEAO, BFH, BStBl II 1985.S. 331).

Beispiel: Wohnung i.S.d. § 8 AO

Ein Stpfl. mietet ein möbliertes Zimmer. Das Zimmer verfügt über ein
Fenster und eine Tür. Der Stpfl. kann die sanitären Einrichtungen der
Vermieterin mitbenutzen.
Die Räumlichkeiten, welche der Stpfl. gemietet hat, verfügen über ein

abgeschlossenes Zimmer mit Tür und Fenster (kein Durchgangszimmer).
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Der Stpfl. hat auch die Möglichkeit, die sanitären Einrichtungen der
Vermieterin zu nutzen. Das Vorhandensein einer Küche ist für das
Vorliegen einer Wohnung nicht erforderlich, da er sich auch anderweitig
verpflegen kann.
Sanitäre Einrichtungen müssen jedoch vorhanden sein. Dies ist der Fall;
eine separate Waschgelegenheit ist für das Vorliegen einer Wohnung
nicht erforderlich. Es liegt demnach eine Wohnung i.S.d. § 8 AO vor

(AEAO zu § 8 AO Nr. 4 Satz 6 AEAO).

Der Stpfl. muss zweitens über die Wohnung die tatsächliche
Verfügungsgewalt besitzen, d.h. er darf den Wohnsitz nicht nur

formell begründen. Er muss selbst entscheiden können, wann
und wie er die Wohnung nutzt (AEAO zu § 8 AO Nr. 4 Satz 1
AEAO).
Der Stpfl. kann die tatsächliche Verfügungsgewalt oder die
Sachherrschaft über die Wohnung auch von seinen Angehörigen
ausüben lassen (AEAO zu § 8 AO Nr. 4 Satz 6 AEAO). Er muss
die Wohnung also nicht zwingend selbst innehaben, jedoch die
Möglichkeit der jederzeitigen Nutzung besitzen. Demnach
begründet z.B. ein Hotelzimmer grundsätzlich keinen Wohnsitz.
Auch die Strafvollzugsanstalt stellt für einen Inhaftierten keine
Wohnung i.S.d. § 8 AO dar, da die tatsächliche Verfügungs-
gewalt fehlt.

tatsächliche
Verfügungs-
gewalt der
Wohnung

Die dritte Voraussetzung für das Vorliegen eines Wohnsitzes
i.S.d. § 8 AO ist das Beibehalten und Benutzen der Wohnung.
Hierbei kommt es nicht auf die ständige Nutzung an, sondern es
ist ausreichend, wenn die Person die Wohnung mit einer
gewissen Regelmäßigkeit nutzt (AEAO zu § 8 AO Nr. 4 Satz 2
AEAO). Die objektiven Umstände müssen die Absicht einer
weiteren Benutzung der Wohnung aufzeigen. Zur Klärung des
Sachverhaltes, ob eine Wohnung beibehalten und benutzt wird,
müssen alle Umstände des Einzelfalls herangezogen und
überprüft werden.
Dabei kommt der Einrichtung der Wohnung und der voraus-
sichtlichen Nutzungsdauer der Wohnung eine besondere Bedeu-
tung zu. Aus der Einrichtung der Wohnung können Rückschlüsse
auf das Beibehalten und Benutzen der Wohnung gezogen
werden. Ist z.B. die Wohnung nur dürftig eingerichtet, so kann
unterstellt werden, dass die dort lebende Person die Wohnung
nicht auf Dauer bewohnen wird, sondern nur für einen kurzen
Zeitraum. Bei dieser Schlussfolgerung sind die persönlichen
Verhältnisse zu berücksichtigen (z.B. finanzielle Situation,
Hauptwohnung oder Nebenwohnung; AEAO zu § 8 AO Nr. 4
Satz 3 AEAO).

Beibehalten und
Benutzen der
Wohnung
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Die Beibehaltung und Benutzung der Wohnung lässt sich auch
aus der voraussichtlichen Dauer der Nutzung der Wohnung
ableiten. Wird eine Wohnung von vornherein nur für einen kurzen
Zeitraum (weniger als sechs Monate) angemietet, kann man
daraus schließen, dass die Wohnung nur vorübergehend
beibehalten und benutzt wird (AEAO zu § 8 AO Nr. 4 Satz 4
AEAO). Das Tatbestandsmerkmal des § 8 AO ist somit nicht
erfüllt. Es wird kein Wohnsitz begründet.

Ein Wohnsitz wird immer nur dann begründet, wenn alle Kriterien
mehrere des § 8 AO erfüllt sind. Es können auch mehrere Wohnsitze
Wohnsitze begründet werden. Hierbei muss es sich um Wohnungen han-

deln, die die Person inne hat und welche sie benutzt und beizu-
behalten beabsichtigt.

Aufgabe des Ein Wohnsitz gilt als aufgegeben, wenn alle drei Tatbestands-
Wohnsitzes merkmale des § 8 AO nicht mehr vorliegen.

Beispiele: Wohnsitz gem. § 8 AO

(1) Ein Stpfl. ist von seinem Arbeitgeber für zwei Jahre ins Ausland
versetzt worden. Ihm gehört eine Eigentumswohnung im Inland.

a) Seine Familie wohnt weiterhin in der Eigentumswohnung.
Da seine Familienangehörigen die Sachherrschaft über die
Wohnung ausüben, behält der Stpfl. seinen Wohnsitz im Inland
bei.

b) Seine Familie geht mit ins Ausland, außer seinem Sohn. Dieser
wohnt weiterhin in der Eigentumswohnung.
Der Stpfl. hat einen Wohnsitz im Inland, da die Sachherrschaft
über die Wohnung des Stpfl. durch den Sohn ausgeübt wird.

c) Die Wohnung wird für die Dauer des zweijährigen Aufenthaltes
vermietet.
Der Stpfl. gibt die Sachherrschaft über die Wohnung auf. Er hat
keinen Wohnsitz mehr im Inland, da er die Wohnung nicht nur

kurzfristig (bis zu sechs Monaten) vermietet (AEAO zu § 8 AO
Nr. 5 Satz 3 AEAO).

(2) Die Stpfl. A und B schließen am 30.03.01 den Bund der Ehe. A hat
zum Zeitpunkt der Eheschließung einen Wohnsitz in München und B
einen Wohnsitz in Salzburg.
Durch die Hochzeit haben sie nicht automatisch die Wohnung des
anderen inne oder einen gemeinsamen Familienwohnsitz. Vielmehr
müssen die Tatbestandsmerkmale des § 8 AO erfüllt sein. Es reicht
also nicht das bloße Vorhandensein der zwei Wohnungen aus,
sondern die Eheleute müssen die Wohnungen auch beide
innehaben. Des weiteren müssen beide die tatsächliche Verfügungs-
macht über die Wohnungen besitzen und sie auch benutzen und
beibehalten.
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Die Eheleute haben natürlich auch die Möglichkeit, einen neuen
Wohnsitz, welcher die Tatbestandsmerkmale des § 8 AO erfüllt, zu

gründen. Jeder behält solange seinen eigenen Wohnsitz bei, bis die
Tatbestandsmerkmale des § 8 AO für einen gemeinsamen Wohnsitz
erfüllt sind. (AEAO zu § 8 AO Nr. 1 Satz 2 AEAO)
Erfüllen A und B beide die Voraussetzungen für das Vorliegen eines
Wohnsitzes, sowohl für die Wohnung in Salzburg als auch für die
Wohnung in München, so begründen beide zwei Wohnsitze
gleichzeitig, mit der Konsequenz das A und B in der Bundesrepublik
Deutschland unbeschränkt steuerpflichtig sind, auch wenn sie einen
weiteren Wohnsitz in der Bundesrepublik Österreich begründen und
in diesem Vertragsstaat laut Doppelbesteuerungsabkommen
ansässig sind (AEAO vor §§ 8, 9 AO Nr. 1 Satz 8 und Nr. 2 AEAO).
Zur Vermeidung der Doppelbesteuerung ist das Abkommen zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich zur

Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern
vom Einkommen und vom Vermögen sowie der Gewerbesteuern und
der Grundsteuern vom 4. Oktober 1954 (BGBl II 1955, S. 749; BStBl I
1955, S. 369) i. d. F. des Änderungsabkommens vom 8. Juli 1992
(BGBl II 1994, S. 122; BStBl I 1994, S.227) maßgebend.

3.1.4 Gewöhnlicher Aufenthalt (§ 9 AO)

Das Vorliegen eines gewöhnlichen Aufenthalts muss nur dann
geprüft werden, wenn ein Stpfl. keinen Wohnsitz im Inland hat.
Nach § 9 AO hat jemand seinen gewöhnlichen Aufenthalt dort,
wo er sich unter Umständen aufhält, die erkennen lassen, dass
er an diesem Ort oder in diesem Gebiet (im Inland) nicht nur

vorübergehend verweilt.
Unter Aufenthalt versteht man die körperliche Anwesenheit einer
natürlichen Person im Inland. Erstreckt sich der Aufenthalt über
einen längeren Zeitraum, so ist er nicht nur vorübergehend. Es
ist nicht zwingend vorgeschrieben, dass sich die Person
ununterbrochen an diesem Ort oder in diesem Gebiet aufhält.
Der gewöhnliche Aufenthalt wird nicht durch kurzfristige
Unterbrechungen aufgegeben (§ 9 Satz 1 AO), wenn abzusehen
ist, dass die Person an den Ort oder in das Gebiet zurückkehrt
und sich dort weiterhin aufhalten wird (AEAO zu § 9 AO Nr. 1
Satz 4 u. 5 AEAO). Eine natürliche Person kann insgesamt nur

einen gewöhnlichen Aufenthalt begründen. Die persönlichen
Umstände der natürlichen Person sind für die Prüfung der
Tatbestandsmerkmale des § 9 AO maßgebend. Grenzgänger,
die im Inland tätig sind und im Ausland übernachten, begründen
grundsätzlich keinen gewöhnlichen Aufenthalt (§ 9 AO).
Hingegen begründen natürliche Personen, die im Inland tätig
sind und nur am Wochenende ihren Wohnsitz im Ausland

gewöhnlicher
Aufenthalt

kurzfristige
Unterbrechung

Grenzgänger
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aufsuchen, einen gewöhnlichen Aufenthalt gem. § 9 AO (AEAO
zu § 9 AO Nr. 3 AEAO).

Ein gewöhnlicher Aufenthalt ist nach § 9 Satz 2 AO stets
Sechsmonats- gegeben, wenn von Beginn an ein Aufenthalt von mehr als
frist sechs Monaten im Geltungsbereich der Abgabenordnung

(Inland) vorliegt, wobei kurzfristige Unterbrechungen
unberücksichtigt bleiben (AEAO zu § 9 AO Nr. 1 Satz 1 AEAO). Bei
ununter-brochenem Aufenthalt wird die Sechsmonatsfrist nach
Tagen berechnet. Gem. §§ 187 Abs. 1 und 188 Abs. 2 BGB wird
bei der Fristberechnung der Tag der Anreise in das Inland und
der Tag der Abreise in das Ausland mit gezählt.
Für das Vorliegen eines gewöhnlichen Aufenthalts muss die
Sechsmonatsfrist nicht in ein und dasselbe Kalenderjahr fallen.
Unschädlich für die Berechnung der Sechsmonatsfrist sind
kurzfristige Unterbrechungen von ca. drei Wochen, z.B. für die
Dauer des Urlaubs oder für Familienheimfahrten eines Gast-
arbeiters am Wochenende (AEAO zu 9 AO Nr. 1 Satz 6 AEAO).
Solche Zeiten von Unterbrechungen zählen dann mit zur Sechs-
monatsfrist. Hier wird der Unterschied der kurzfristigen Unter-
brechung gem. § 9 Satz 1 und § 9 Satz 2 AO deutlich. Während
§ 9 Satz 1 AO auf die objektiven Umstände abstellt, die erkennen
lassen, dass die Person an den Ort oder das Gebiet zurückkehrt
und sich dort weiterhin aufhält, kommt es bei § 9 Satz 2 AO auf
die Dauer der kurzfristigen Unterbrechung an.

Von der Sechsmonatsfrist ausgenommen sind gem. § 9
Satz 3 AO Aufenthalte zu Besuchs-, Erholungs-, Kur- oder
ähnlichen privaten Zwecken, wenn diese nicht länger als ein
Jahr dauern. § 9 Satz 3 AO verlängert somit die

Jahresfrist Sechsmonatsfrist auf eine Jahresfrist. Bei Überschreitung der
Jahresfrist begründet die natürliche Person einen gewöhnlichen
Aufenthalt von Anfang an. Dann liegt von Beginn des
gewöhnlichen Aufenthalts an eine unbeschränkte Steuerpflicht
vor.

Liegen die Tatbestandsmerkmale des § 9 Satz 1 oder 2 AO vor,
so begründet eine natürliche Person einen gewöhnlichen Aufent-
halt. Im Gegensatz zu § 8 AO kann eine Person nur einen
gewöhnlichen Aufenthalt im In- oder Ausland haben. Maßgebend
für die Begründung eines gewöhnlichen Aufenthaltes sind die
objektiven Umstände und nicht der Wille der Person.
Analog zur Gründung eines Wohnsitzes liegt nicht automatisch
nach einer Eheschließung ein gewöhnlicher Aufenthalt dieser
Person bei seinem Ehegatten vor. Vielmehr muss jeder Ehegatte
die Tatbestandsmerkmale des § 9 Satz 1 oder 2 AO erfüllen.
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Ein gewöhnlicher Aufenthalt gilt als aufgegeben, wenn nicht mehr Aufgeben des
alle Tatbestandsmerkmale des § 9 AO vorliegen. gewöhnlichen

Aufenthalts

Beispiele: Gewöhnlicher Aufenthalt gem. § 9 AO

(1) Ein britischer Staatsbürger hat für seine Praktikantentätigkeit im
Inland eine Wohnung gemietet. Der Aufenthalt ist von vornherein auf
vier Monate begrenzt.
Es handelt sich hier lediglich um einen zeitlich begrenzten
Aufenthalt, da der Stpfl. nur für einen begrenzten Zeitraum eine
Wohnung mietet und nicht die Absicht hatte, sich länger im Inland
aufzuhalten. Es liegt kein gewöhnlicher Aufenthalt gem. § 9 AO vor.

(2) Ein Künstler aus den USA ist am 01.09.01 zu einer Konzerttournee,
die bis zum 15.05.02 dauern soll, in die Bundesrepublik eingereist.
Er wohnt ununterbrochen in verschiedenen Hotels.
Er unterliegt vom 01.09.01 bis zum 15.05.02 der unbeschränkten
Einkommensteuerpflicht. Auch wenn er keinen Wohnsitz gem.
§ 8 AO begründet hat, denn die jeweiligen Hotelzimmer bilden nicht
seinen Lebensmittelpunkt, hält er sich über sechs Monate im Inland
auf und hat dort seinen gewöhnlichen Aufenthalt (§ 9 Satz 2 AO).
Er würde auch für diesen Zeitraum unbeschränkt steuerpflichtig
sein, wenn er über Weihnachten und Neujahr seine Tournee
unterbrechen würde, um mit seiner Familie die Festtage gemeinsam
zu verbringen. Ein vorübergehender Zwischenaufenthalt im Ausland
bleibt als kurzfristige Unterbrechung unberücksichtigt und zählt in
der Fristberechnung als Inlandsaufenthalt.

3.1.5 Welteinkommensprinzip

Das Welteinkommensprinzip kommt grundsätzlich bei Welteinkommens-

unbeschränkt Steuerpflichtigen zur Anwendung.16 Es soll pnnzip

gewährleisten, dass der Staat alle in- und ausländischen
Einkünfte (Welteinkommen) einer natürlichen Person, die sich
innerhalb seines Hoheitsgebietes aufhält, steuerlich erfassen
kann.
Da in der Regel nicht nur der Wohnsitzstaat, sondern auch der
Quellenstaat Besteuerungsrechte erhebt, kann es zu einer
zweifachen Besteuerung, also zu einer Doppelbesteuerung
kommen.

Im Rahmen der unbeschränkten Steuerpflicht gilt grundsätzlich das Welteinkommensprinzip.
Hiervon gibt es allerdings Ausnahmen: z.B. bei Diplomaten und sonstigen Beschäftigten
ausländischer Vertretungen in der BRD gem. § 3 Nr. 29 EStG.


